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Thema beständig an Aktualität gewonnen. Die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
hat im Auftrag des BMZ das Thema „Entwicklungsorien-
tierte Drogenpolitik“ weiterentwickelt und international 
positioniert. Die Diskussion innerhalb der internationa-
len, mit Drogenpolitik und Entwicklung befassten  
Gemeinschaft ist insgesamt erheblich intensiver 
geworden. Der Bezug zwischen der Drogenproblema-
tik, fragiler Staatlichkeit und Gewalt ist stärker in den 
Mittelpunkt der Debatte gerückt. Aus diesem Grund 
berücksichtigt die vorliegende Publikation den jüngsten 
Diskurs über Analysen der Schnittstelle ,Konflikt und 
Governance‘. Die Autor/-innen arbeiten auch die  
Debatte um die Erweiterung des Konflikt- um das 
Gewalt-Thema in der Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ) ein. Sie setzen beide Themenbereiche in Bezug zur 
Drogenökonomie. Am Ende stehen Empfehlungen für 
eine an Entwicklung ausgerichtete Drogenpolitik und 
für die internationale Entwicklungszusammenarbeit in 
einem von Gewalt geprägten Drogenumfeld.

Die meisten illegalen Drogenökonomien entwickeln 
sich in Ländern und Regionen, die von Konflikten, kri-
mineller Gewalt, politischer Instabilität und schlechter 
Regierungsführung geprägt sind. Die Zusammenhänge 
und Wechselwirkungen zwischen diesen Phänomenen 
sind offenkundig. Drogen, Konflikte und andere Gewalt-
phänomene stellen ein ernst zu nehmendes Hindernis 
für alle Entwicklungsanstrengungen dar.

Das vorliegende Papier ist eine Überarbeitung der Studie 
„Drugs and Conflict. How the mutual impact of illicit drug 
economies and violent conflict influences sustainable 
development, peace and stability”. Diese 2007 im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) für die damalige Deut-
sche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit und 
Entwicklung (GTZ, heute GIZ) erstellte Studie beleuch-
tete den Zusammenhang zwischen illegalen Drogen-
ökonomien und Konflikten. Seit damals und angesichts 
der Entwicklungen in Afghanistan, in Zentralamerika, 
Mexiko, in der Andenregion und in Südostasien hat das 
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ASEAN	A ssociation of Southeast Asian Nations (Verband Südostasiatischer Nationen)

AUC	A utodefensas Unidas de Colombia (Vereinte Selbstverteidigungsgruppen Kolumbiens)

BIP	 Bruttoinlandsprodukt

BMZ	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

CSUTCB	�C onfederación Sindical Unica de Trabajadores Campesinos de Bolivia  
(Bauern- und Landarbeitergewerkschaft Boliviens)

DAC	D evelopment Assistance Committee

ELN	E jército de Liberación Nacional (Nationale Befreiungsarmee Kolumbiens)

EOD	E ntwicklungsorientierte Drogenpolitik

EU	E uropäische Union

EZ	E ntwicklungszusammenarbeit

FARC	 Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia (Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens)

GTZ	D eutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit GmbH

GIZ	D eutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH

ICG	I nternational Crisis Group

IDE	I llicit Drug Economy (illegale Drogenökonomie)

NRO	N ichtregierungsorganisation

OPE	O pium Poppy Economy (Schlafmohnwirtschaft)

OECD	�OECD  – Organisation for Economic Co-operation and Development  
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)

PAL	� Project for Alternative Livelihoods in Eastern Afghanistan  
(GTZ-Projekt zur Schaffung alternativer Einkommensmöglichkeiten in Ost-Afghanistan)

PBC	 Pasta básica de cocaína (Kokapaste)

PBL	 Pasta básica lavada (Kokainbase)

PTSD	 Posttraumatisches Belastungssyndrom (Post-traumatic Stress Disorder)

SV EOD	 Sektorvorhaben Entwicklungsorientierte Drogenpolitik

SWP	 Stiftung Wissenschaft und Politik

UK	U nited Kingdom (Vereinigtes Königreich)

UN	U nited Nations (Vereinte Nationen)

UNDCP	U nited Nations Drug Control Programme (Drogenkontrollprogramm der Vereinten Nationen)

UNODC	�U nited Nations Office on Drugs and Crime  
(Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung)

USA	U nited States of America (Vereinigte Staaten von Amerika)

USD  	U nited States Dollar
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der Tatsache Rechnung, dass weltweit die Zahl der Opfer 
krimineller bewaffneter Gewalt größer ist als die Zahl 
der Opfer politisch motivierter bewaffneter Konflikte 
oder Kriege. Laut der „Geneva Declaration” sterben 
jährlich mehr als 526.000 Menschen direkt oder indirekt 
durch bewaffnete Gewalt, davon fast 471.000 außerhalb 
von Konfliktgebieten.1

Gewalt im Umfeld von illegalen Drogenökonomien ist 
beiden Kategorien zuzuordnen. Einerseits ist das Ausmaß 
krimineller Gewalt im Zusammenhang mit Drogen 
erheblich, andererseits gibt es in den größten drogenpro-
duzierenden Ländern wie Kolumbien oder Afghanistan 
bewaffnete Konflikte, die eng mit den Drogenökonomien 
verknüpft sind. Sowohl IDEs als auch politisch motivier-
te Gewaltkonflikte etablieren sich vor allem in fragilen 
Staaten.

Die Zusammenhänge zwischen IDEs, Gewalt und der 
Fragilität von Staaten sind komplex. Sie sollen im 
Folgenden als Beitrag zur Reflexion über internationale 
Drogenpolitik und damit verbundene EZ-Interventionen 
näher dargestellt werden. Dieser Beitrag richtet sich an 
diejenigen Akteure der internationalen Zusammenarbeit, 
die zur Gestaltung der internationalen Drogenpolitik im 
Kontext fragiler Staaten beitragen. Außerdem soll es den 
Verantwortlichen von EZ-Projekten und Programmen, 
die vor Ort in Drogen- und Gewaltkontexten arbeiten, 
zur Reflexion ihrer Maßnahmen anregen und ihnen 
Hintergrundinformationen an die Hand geben. 

Die Analyse fokussiert dabei auf die beiden Drogen 
Kokain und Heroin, bzw. die Anbaugebiete von Koka 
und Schlafmohn. Anbau und Weiterverarbeitung beider 
Produkte erfolgen überwiegend in wenig entwickelten 
ländlichen Regionen, in denen die jeweiligen staatlichen 
Strukturen kaum präsent sind. Das heißt, dass Drogen-
kontrolle in diesen Regionen weniger ein Problem der 
Verbrechensbekämpfung als vielmehr ein Entwicklungs-
problem darstellt. Eine weitere Gemeinsamkeit von Koka 
und Schlafmohn ist, dass sie mehrheitlich in (Post-)Kon-
fliktgebieten angebaut, zu Drogen weiterverarbeitet und 
von hier aus in den weltweiten Drogenmarkt eingespeist 
werden. 

1	 Geneva Declaration Secreteriat (2011)

Weltweit gehen Drogenanbau, Drogenhandel und 
Drogenkonsum einher mit Gewalt. Illegale Drogenöko-
nomien sind vor allem in solchen Ländern entwickelt, die 
durch soziale Unruhen, bewaffnete Konflikte, Gewalt und 
fragile Staatlichkeit gekennzeichnet sind. Offenbar stehen 
illegale Drogenökonomien (IDEs, Illicit Drug Economies) 
und fragile Staatlichkeit in engem Zusammenhang. Ge-
meinsam ist ihnen, dass sie die nachhaltige Entwicklung 
von Menschen und Gesellschaften hemmen. 

Es ist Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit (EZ), 
zur Überwindung von Entwicklungshemmnissen beizu-
tragen. Gleichzeitig können Akteure der EZ dazu beitra-
gen, internationale Drogenpolitik entwicklungsorientiert 
zu gestalten. Denn die Erfahrungen zeigen, dass nur ent-
wicklungsorientierte Drogenpolitik (EOD) dazu führen 
kann, die Rahmenbedingungen von Drogenökonomien 
zu verändern und die Abhängigkeit von Bäuerinnen und 
Bauern, die Drogenpflanzen anbauen, von der Drogen-
ökonomie zu reduzieren. Dafür ist ein genauerer Blick 
auf die Zusammenhänge zwischen illegalen Drogenöko-
nomien, Gewalt und Entwicklung erforderlich.

Bereits seit einigen Jahren rückt die Frage danach, wie 
EZ ihre Arbeit in Gewaltkontexten verbessern kann, 
zunehmend in das Blickfeld der internationalen Politik 
wie auch der deutschen Außen- und Entwicklungspo-
litik. So legte das Auswärtige Amt im Mai 2004 den Ak-
tionsplan „Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung und 
Friedenskonsolidierung“ vor. Er bietet der deutschen 
Außenpolitik einen allgemeinen Referenzrahmen für 
den Umgang mit dem Thema Konflikt. Ein Jahr später, 
im Juni 2005, stellte das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
sein „Übersektorales Konzept zur Krisenprävention, 
Konfliktbearbeitung und Friedensförderung“ vor. Es ent-
hält verbindliche Vorgaben für die Planung, Umsetzung 
und Steuerung der deutschen bilateralen Entwicklungs-
zusammenarbeit in (Post)Konfliktregionen. Fokussieren 
sich diese Konzepte und Orientierungsrahmen in erster 
Linie auf Kontexte politischer Gewaltkonflikte (Länder 
mit akuten gesellschaftlichen Gewaltkonflikten, Post-
Konflikt-Staaten und instabile Staaten, in denen der 
Ausbruch bewaffneter Gewaltkonflikte zu befürchten 
steht), so beziehen neuere Konzepte aus der Forschungs-
praxis auch kriminelle, nicht politisch motivierte Ge-
waltphänomene ein. Diese Erweiterung des Fokus zollt 

1.	 Einleitung
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zwischen IDEs einerseits und Gewalt und Fragilität ande-
rerseits. Es verwundert nicht, dass die Rahmenbedingun-
gen in fragilen Staaten ein Erstarken von IDEs begünsti-
gen. Hier beginnt ein Teufelskreis, denn IDEs verstärken 
Fragilität, indem sie bewaffnete Gruppen alimentieren 
und staatliche Strukturen in vielfacher Hinsicht weiter 
schwächen. 

Angesichts der vielfältigen Verknüpfungen und der 
Komplexität der Drogenproblematik im Kontext fragiler 
Staatlichkeit greifen die bisher verfolgten, zumeist re-
pressiven Strategien zur Angebotsreduzierung (eradica-
tion) zu kurz. Kapitel 5 weist auf die Kehrseiten der in 
der Vergangenheit verfolgten Strategien hin, indem es an 
zwei Beispielen konfliktverschärfende und die Legitimi-
tät des Staates weiter schwächende Auswirkungen dieser 
Strategien darlegt. Werden im Zuge des Kampfes gegen 
den Drogenanbau repressive Methoden verwandt, die 
nicht nur ökonomische Lebensgrundlagen zerstören, 
ohne nachhaltige Alternativen zu fördern, sondern auch 
Menschenrechte verletzen, so wird die Legitimität des 
Staates weiter geschwächt und seine Fragilität letztlich 
erhöht. 

Kapitel 6 zieht ein Fazit und gibt Empfehlungen für 
die internationale Entwicklungszusammenarbeit im 
Kontext von Drogenökonomien, Gewalt und fragiler 
Staatlichkeit.

Im Folgenden werden zunächst einige grundsätzliche In-
formationen über die Drogen Kokain und Heroin gege-
ben. Dazu gehören eine grobe Übersicht über den Anbau 
und die Weiterverarbeitungsschritte der Droge sowie ein 
Überblick über den Markt, Wertschöpfungsketten, Preise 
und Profite (Kapitel 2).

Kapitel 3 gibt einen Überblick über die Diskussion um 
Konflikt, Krieg, Gewalt und Fragilität. Es beschreibt, wie 
fragile Staaten im Zuge der Neubewertung der Gefahren 
des internationalen Terrorismus zurück in den Fokus 
der internationalen (Entwicklungs-)Politik geraten 
sind. Dabei werden die Themen Gewalt und Konflikt im 
Kontext von fragiler Staatlichkeit verortet. Ein Ansatz 
zur Überwindung von Gewalt, Konflikt und Fragilität 
wird unter anderem in der Stärkung von Staatlichkeit 
(state building) gesehen: es gilt, die Resilienz von Staaten 
zu stärken. Dabei wird der Begriff der Legitimität immer 
stärker in den Vordergrund gestellt. Es reicht nicht aus, 
dass Institutionen aufgebaut werden. Sie müssen auch 
von der Bevölkerung als rechtmäßig anerkannt werden. 
Soll Fragilität überwunden werden, so gilt es, die Bezie-
hungen zwischen dem Staat und der ihn konstituieren-
den Bevölkerung positiv zu verändern.2

Vor diesem Hintergrund untersucht Kapitel 4 anhand 
zahlreicher Beispiele die spezifischen Verknüpfungen 

2	 The World Bank (2011); OECD/DAC (2008).
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Diese Zahlen entsprechen einem globalen Rückgang der 
Produktion von Opium um 21% und von Koka um  
13% im Zeitraum 2007-2009.4  Dennoch, ein genauerer 
Blick auf die Entwicklung seit 1990 zeigt, dass von einem 
kontinuierlichen Rückgang der Produktion nicht die 
Rede sein kann: 2010 sind die Anbauflächen in etwa auf 
dem gleichen Stand wie vier Jahre zuvor.

2.1 Koka

Heimat des Kokastrauchs ist die Andenregion, wo Koka 
seit mindestens 5.000 Jahren kultiviert und konsumiert 
wird. Beim traditionellen Kokakonsum werden Koka-
blätter als Tee getrunken oder mehrere Stunden lang, 
manchmal zusammen mit einer Hilfssubstanz wie 
Kalk oder Pflanzenasche, gekaut. Von jeher wird Koka 
für verschiedene Zwecke genutzt: als Aufputschmittel 
zur Steigerung der Leistungsfähigkeit, als Arzneimittel 
gegen Höhenkrankheit und Magenprobleme sowie in 
ländlichen Regionen als Tausch- oder Zahlungsmittel. 
Jenseits dieser traditionellen Verwendungsformen, 
die im Wesentlichen auf die indigene Bevölkerung der 

4	 Ebenda: 19f.

2.	 Die illegale Drogenökonomie

Nur wenige legale Ökonomien können hinsichtlich 
Rentabilität mit illegalen Drogenökonomien (IDE) 
konkurrieren. Die genaue Größe des Weltdrogenmarkts 
ist aufgrund seines illegalen und damit klandestinen 
Charakters kaum zu beziffern. Indessen schätzt das Büro 
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechens-
bekämpfung (UNODC, United Nations Office on Drugs 
and Crime) den Wert des globalen Kokainmarktes im 
Jahr 2009 auf 85 Milliarden USD und den des globalen 
Opiatmarktes auf 68 Milliarden USD (davon Heroin:  
61 Milliarden USD). Allein diese beiden Märkte addieren 
sich also auf ein vermutetes Volumen von 153 Milliar-
den USD.3 Diese Summe entspricht immerhin mehr als 
einem Drittel des Bundeshaushalts für das Jahr 2012. 
Märkte anderer illegaler Drogen wie Cannabis und 
amphetamin-ähnliche synthetische Drogen sind dabei 
noch nicht berücksichtigt  (s. Grafik).

Weltweit ist seit kurzem ein geringer Rückgang des 
Schlafmohnanbaus wie auch des Kokainanbaus zu ver-
zeichnen:

3	 UNODC (2011a): 83, 125.
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Die beständig hohe internationale Nachfrage nach Koka-
in – in den 1980er und 1990er Jahren vor allem aus den 
USA, heute zunehmend aus Europa – sorgte für sichere 
Absatzmärkte für Kokaderivate.6 Kolumbianische kri-
minelle Netzwerke, die bereits mit dem Schmuggel von 
Marihuana in die USA Erfahrungen gesammelt hatten, 
etablierten sich als erste Großexporteure von Kokain in 
die USA. Die berüchtigten Kartelle von Medellin und Cali 
beherrschten bis Mitte der 1990er Jahre große Teile des 
lukrativen Geschäfts, im Übrigen unter Nutzung mexi-
kanischer Helfershelfer, wodurch Mexiko überhaupt erst 
in den transamerikanischen Kokainhandel verwickelt 
wurde. Infolge steigenden internationalen Drucks und 
mit Hilfe der USA wurden beide Kartelle zerschlagen. An 
deren Stelle trat eine Atomisierung des Kokainhandels in 
Kolumbien, in dem bis heute eine schwer durchschau-
bare Vielzahl von größeren und kleineren Netzwerken 
und ad-hoc-Allianzen aus Guerilla, Nachfolgegruppie-
rungen der Paramilitärs und kriminellen Banden den 
illegalen Exportmarkt unter sich aufteilen.7 Die einstige 
Importeursfunktion in die USA – und damit die größten 
Gewinnanteile – haben jedoch mexikanische Kartelle 
übernommen, die unter erheblicher Konkurrenz und 
Anwendung von Gewalt die Belieferung der US-Konsu-
mentenmärkte monopolisieren.8 

In Bolivien und Peru stellt sich die Lage etwas anders 
dar. Aufgrund der bedingten Legalität des Kokaanbaus 
in beiden Ländern hat sich das organisierte Verbrechen 
nie gleichermaßen wie in Kolumbien der Kokaökonomie 
bemächtigt. In den 1980er- und 1990er-Jahren wurde 
das Drogengeschäft in diesen Ländern von wenigen 
Familienclans und einigen Angehörigen der bewaffneten 
Streitkräfte kontrolliert. In Peru hat sich die Guerilla-
organisation „Leuchtender Pfad” erst viel später in die 
Kokainökonomie eingeschaltet – zuvor hatte sie diese 
sogar bekämpft. Parallel zur Ausweitung von Kokain-
produktion und -handel auf kleinere lokale Netzwerke 
miteinander verflochtener Familien ist der Export von 
Kokain auch in Bolivien und Peru zunehmend von mexi-
kanischen und kolumbianischen kriminellen Netzwerken 
übernommen worden.9  In zunehmendem Ausmaß wird 
bolivianisches und peruanisches Kokain nicht mehr in 
die USA, sondern nach Europa sowie in Nachbarstaa-
ten wie Brasilien und Argentinien gehandelt, wo neue 
Boom-Märkte für Koka-Derivate (vor allem Kokainpaste, 
umgangssprachlich Paco oder Bazuco) entstanden sind.

6	 Brombacher/Maihold (2009): 17 ff.

7	 ICG (2005b): 3-4; ICG (2008): 6ff. und Helfrich (2009a): 2.

8	 Brombacher (2010a): 108-114.

9	 ICG (2008): 14.

Andenstaaten beschränkt sind, wird der Kokastrauch 
auch kommerziell genutzt. Ein Beispiel findet sich in der 
Pharmabranche, wo er zur Herstellung von Betäubungs-
mitteln verwendet wird; ein anderes Beispiel ist die Ver-
wendung von Kokablättern in dem Softdrink Coca-Cola.5

Der Kokastrauch wächst in Höhen von ca. 500 bis 
1.500 Metern. Der Anbau in niederen oder höheren 
Lagen ist ebenso möglich, allerdings bei stark abneh-
mender Produktivität. Nahezu die gesamte weltweite 
Kokaproduktion stammt aus den Andenländern Bolivi-
en, Kolumbien und Peru. Koka wird von Kleinbauern in 
einer Mischung aus Subsistenzwirtschaft und Nutzpflan-
zenproduktion angebaut, bei der die gesamte Familie 
mitarbeitet und häufig zusätzlich Tagelöhner beschäftigt 
werden. Die jährlich mehrfach stattfindende Ernte der 
Blätter ist sehr arbeitsintensiv, da sie nur mit der Hand 
gepflückt werden können. Hierin liegt gleichzeitig ein 
zentraler komparativer Vorteil von Koka gegenüber 
anderen landwirtschaftlichen Gütern: Durch die mehr-
fachen Ernten und den hohen Bedarf an Arbeitskraft 
schafft die Kokawirtschaft mehr Beschäftigung und Ein-
kommen als andere landwirtschaftliche Erwerbszweige.

5	� Die Firma Coca-Cola importiert jährlich rund acht Tonnen Kokablät-
ter aus Peru und setzt Koka – nach dem Herauslösen des Alkaloids – 
als Aromastoff ein (ICG 2005a: 4).

Globaler Koka-Anbau 2010 in Hektar 
(für Bolivien wurden die Zahlen von 2009 angegeben)
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Quelle: UNODC 2011: 99 (detaillierte Quellenangaben siehe dort).



11

drogen. Entwicklung. gewalt.

Produktion und Handel anderswo wieder wettgemacht 
werden. Dieser Effekt findet immer dann statt, wenn 
Ausweichräume mit geringer staatlicher Kontrollfähig-
keit zur Verfügung stehen.10

2.2 Schlafmohn 

Schlafmohn zählt zu den ältesten Kulturpflanzen der 
Welt. Die ältesten Belege für einen Anbau datieren auf 
etwa 6000 v. Chr. Die ersten Aufzeichnungen über seine 
Nutzung – für pharmazeutische Zwecke oder als Freizeit-
droge – reichen in die Zeit der Sumerer um 4.000 v. Chr. 
zurück.11 Die ursprüngliche Heimat der Pflanze ist der 
östliche Mittelmeerraum. Unter Ausnahme der kälteren 
nördlichen Regionen wächst Mohn fast überall auf der 
Welt, da seine Kultivierung nur wenigen ackerbaulichen 
Beschränkungen unterliegt.

Im antiken Griechenland diente Opium medizinischen 
und rituellen Zwecken, während es in Rom bereits als 
Freizeitdroge konsumiert wurde. In China wird Schlaf-
mohn nachweislich ab 1100 n. Chr. zu medizinischen 
Zwecken angebaut. Weit verbreitete Verwendung fand 
Opium in China, als die Niederländer, die im 17. Jahrhun-
dert von Java aus operierten, das Rauchen von Tabak in 
Pfeifen einführten. In der Folge wurde auch immer mehr 
Opium geraucht. Bald darauf begann man überall im 
Land, Tabak mit Opium zu mischen. Ende des 18. Jahr-
hunderts war Opium als Freizeitdroge sehr gebräuchlich, 
wobei die Britische Ostindien-Kompanie die wichtigsten 
indischen Mohnanbaugebiete kontrollierte und den asi-
atischen Opiumhandel beherrschte. Im 19. Jahrhundert 
führten das chinesische Qing-Reich und das Britische 
Empire zwei Kriege gegeneinander um die Kontrolle 
über den asiatischen Opiumhandel.

Das erste Heroin wurde 1898 von dem deutschen 
Pharmaunternehmen Bayer produziert, das die neue, 
angeblich nicht suchterzeugende Droge durch Acetylie-
rung von Morphin synthetisierte. Anfänglich wurde es 
mit Erfolg als Schmerzmittel (das Alkaloid Morphin hat 
eine schmerzstillende und beruhigende Wirkung) und als 
Hustenstiller bei Tuberkulose-Patienten angewendet, be-
vor seine stark suchterzeugende und potenziell tödliche 
Wirkung erkannt und die Droge in den USA und Europa 
verboten wurde.

In Afghanistan oder Myanmar wird Schlafmohn ähnlich 
wie Koka von kleinbäuerlichen Pächtern und ihren 

10	 ICG (2005a): I; ICG (2008): 31; Brombacher/Maihold (2009): 22-26.

11	  Zur Geschichte des Opiums vgl. Booth (1999).

Der gestiegene Einfluss international organisierter Dro-
genhändler zeigt sich am sogenannten Balloneffekt. Er 
besagt, dass, wann immer die Unterbindung der Koka-
Produktion durch die Zerstörung von Feldern oder die 
Unterbrechung von Handelsrouten gelingt, der Anbau 
oder der Handel im In- oder Ausland zunimmt, so dass 
die vermeintlichen Gewinne durch Anbauzerstörung 
und Sicherstellungsmaßnahmen durch Zuwächse in 

Von Koka zu Kokain

Kokain wird in drei Schritten aus Kokablättern ge-
wonnen. Die ersten zwei Schritte sind relativ un-
kompliziert. Zunächst werden die Kokablätter zu Ko-
kapaste verarbeitet (pasta básica de cocaína – PBC). 
Dies geschieht für gewöhnlich dort, wo die Koka-
blätter geerntet werden. Aus den gestampften oder 
zerschnittenen Blättern wird unter Zugabe von Ke-
rosin, Schwefelsäure und/oder anderen Chemikalien 
das rauschwirksame Alkaloid herausgelöst und PBC 
hergestellt. In einem zweiten Schritt wird das PBC 
zu Kokainbase (pasta básica lavada – PBL) verarbei-
tet. Zur Herstellung der Kokainbase wird die Paste 
mit Industrielösungsmitteln gereinigt (vor allem Ka-
liumpermanganat) und mit Azeton oder Ammoniak 
versetzt. Die Kokainbase wird wiederum mit Säuren 
vermischt, um das eigentliche Kokain Hydrochlorid-
salz (Hcl) als Feststoff herauszufiltern. Die kleinen 
Labore, in denen dieser Prozess durchgeführt wird, 
liegen in Gebieten mit der nötigen Infrastruktur (flie-
ßende Gewässer, Straßen, Start- und Landebahnen) 
und sind für gewöhnlich im tropischen Wald ver-
steckt. Für die Herstellung eines Kilogramms reinen 
Kokains benötigt man etwa 100kg Blätter, je nach de-
ren Qualität und Alkaloidgehalt, was von den Anbau-
bedingungen abhängt. Bis Anfang der 1990er-Jahre 
erfolgte der letzte Veredelungsschritt – zum Kokain 
Hcl - hauptsächlich in Kolumbien. Inzwischen gibt es 
die als „Kokain-Küchen“ bekannten Labore jedoch in 
großer Zahl auch in Peru und Bolivien sowie in den 
Transitstaaten Argentinien, Ecuador und Venezuela. 
Auch angrenzende Staaten wie Brasilien oder Chile 
melden immer wieder vereinzelte Zerstörungen von 
Laboren. Die 1960er- bis 1980er-Jahre erlebten eine 
starke Zunahme der Koka- und Kokainproduktion 
mit einem rasanten Anstieg gegen Ende der 1980er-
Jahre. Seither gehen die Anbauflächen zurück. Zwi-
schen den Jahren 2000 und 2010 verringerten sich 
die globalen Anbauflächen für Koka um ca. ein Drittel 
(UNODC 2011: 20).
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Die Opiumwirtschaft in Afghanistan ähnelt eher einem 
wettbewerbsorientierten Markt denn einem kriminellen 
Kartell. Gemessen an der Dimension von Produktion 
und Handel ist die Zahl der Marktteilnehmer relativ 
hoch, und der Marktein- und -austritt scheinen leicht 
und nicht teuer zu sein.13 .

Opium aus Afghanistan gelangt auf zwei Hauptrouten auf 
den europäischen Markt, der immer noch der lukrativste 
für Heroin ist. Die erste ist die traditionellere „Balkan-Rou-
te“ über Pakistan, Iran, die Türkei und dann entweder durch 
Bulgarien, Rumänien, Ungarn und die Tschechische Repu-
blik oder durch Albanien und die ehemaligen jugoslawi-
schen Republiken. Diese so genannte Balkan-Route war in 
den 1990er-Jahren die wichtigere. Seit damals hat sie jedoch 
zugunsten der „Seidenstraße“ an Bedeutung verloren. Diese 
führt von Afghanistan Richtung Norden durch Zentralasien 
und Russland. Dabei transportieren kleine Gruppierungen 
die Drogen über begrenzte Entfernungen, um sie an den 
jeweils nächsten (Zwischen-)Händler zu verkaufen.

2.3 Die Wertschöpfungskette der Drogenökonomie

Illegale Drogenökonomien sind äußerst profitabel. Der 
globale Markt für Opiate wird für das Jahr 2009 von 
UNODC auf 68 Milliarden USD geschätzt (davon Heroin: 
61 Milliarden USD). Etwa ebenso hoch lagen die Schätzun-
gen des globalen Kokain-Marktes mit 65 Milliarden USD 
für dasselbe Jahr.14 Ein Blick auf die Preise eines Gramms 
afghanischen Heroins auf den verschiedenen (Zwischen-)
Stufen des Handels zeigt die enormen Gewinnspannen, 
die die einzelnen Händler auf die Ware aufschlagen. 
Schon der Großhandel in Afghanistan schlägt fast 400 % 
auf den Verkaufspreis der afghanischen Produzenten auf. 
Dieser Aufschlag wird noch überboten von den Zwischen-
händlern in der Türkei, die den Preis um mehr als 500 % 
verteuern. Auf den nächsten beiden Stufen, dem europä-
ischen Groß- und Einzelhandel, werden immerhin noch 
Preissteigerungen von gut 300 % bzw. 232 % erzielt.

Anders sieht die Gewinnverteilung bei dem US-amerika-
nischen Kokainmarkt aus. Während die Preissteigerungen 
beim Heroin sich in einer Spanne von 232 % bis 523 % 
bewegen und der Profit so relativ gleichmäßig auf die ein-
zelnen Handelsstufen verteilt wird, sind es bezüglich des 
US-amerikanischen Kokainmarktes heute vor allem 

13	  Ward/Byrd (2004): 6.

14	  �UNODC (2011a): 16ff. Es gilt indes, diese Schätzungen mit Vorsicht zu 
genießen, da sie angesichts des hohen Dunkelfelds auf einer prekären 
empirischen Grundlage beruhen.

Familienmitgliedern angebaut, die dafür unbezahlte 
Arbeit leisten. Der Anbau von Schlafmohn durch die 
Landbevölkerung dient der Existenzsicherung, sel-
ten der Gewinnmaximierung. Die Schlafmohnbauern 
verkaufen das Rohopium zu oft sehr niedrigen Preisen 
an Zwischenhändler. Die Zwischenhändler verkaufen 
das Opium an Großhändler, die es außer Landes bringen 
oder an Drogenlabore weiterleiten, wo das Rohopium zu 
Heroin verarbeitet wird.

Nach wie vor stammt der überwiegende Anteil der glo-
balen Opiumproduktion, nämlich 74% im Jahr 2010, aus 
Afghanistan.12  

12	 UNODC (2011a): 20.

Von Schlafmohn zum Heroin

Zur Gewinnung von Opium werden die unreifen 
Mohnkapseln angeritzt, damit der weiße Milchsaft 
austritt. Dieser Saft wird abgetragen, gesammelt und 
in einem als „Kochen“ bezeichneten Verfahren weiter-
verarbeitet. Beim „Kochen“ werden Verunreinigungen 
wie Erde, Blätter, Zweige usw. aus dem Rohopium 
entfernt. So verbessert sich seine Reinheit, und es 
kann geraucht werden. Ein Kilogramm Rohopium er-
gibt etwa 800 Gramm „gekochtes“ Rauchopium. He-
roin wird in drei Schritten gewonnen. Zunächst wird 
aus dem Rohopium Morphinhydrochlorid extrahiert. 
Technisch ist dieser Prozess nicht sehr kompliziert. 
Man benötigt wenig mehr als ein leeres Ölfass, einige 
Kochtöpfe und ein paar Chemikalien. Zehn Kilogramm 
Rohopium ergeben etwa ein Kilogramm Morphin. Da 
dieser Schritt nur wenige Fertigkeiten erfordert, fin-
den sich Labore überall dort, wo Rohopium gewonnen 
wird. Dann wird das Morphinhydrochlorid zu Heroin-
base gewandelt, aus der weitere Heroinprodukte zum 
Rauchen oder Injizieren synthetisiert werden können. 
Auch dieser Schritt erfordert keine komplizierten oder 
teuren Verfahren und ist in zwölf bis vierzehn Stun-
den abgeschlossen. Die meisten Heroinlabore liegen 
in abgelegenen ländlichen Gebieten, da die für dieses 
Verfahren benötigten Chemikalien einen typischen 
Geruch verströmen. Im dritten und letzten Schritt 
können sieben Kilogramm Heroinbase aus zehn Kilo-
gramm Morphin extrahiert werden. Heroin wirkt eu-
phorisierend, schmerzlindernd und beruhigend. Es ist 
eine der am stärksten suchterzeugenden Drogen und 
kann bei Überdosierung tödlich wirken.
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mexikanische und zentralamerikanische Zwischenhänd-
ler, die das Kokain über die Landesgrenzen bringen, und  
die Einzelhändler in den USA, die den Löwenanteil des 
Geschäfts machen. Die Gewinnspanne steigt exponen-
tiell zu der Nähe zum Endkonsumenten an.15 Bei einem 
geschätzten Gesamtwert des US-amerikanischen Kokain-
Marktes von 35 Milliarden USD im Jahr 2008 blieben  
24,2 Milliarden USD des Brutto-Profits bei den Einzel-
händlern in den USA. Gerade einmal 1,4 % des Profits ver-
blieb bei den Produzenten; d.h. 98,6 % des Brutto-Gewinns 
ging an die Händler.16 Ein Kokabauer in Peru erhält für  
100 kg getrocknete Blätter rund 250 €. Das Kilogramm 
reines Kokain, das aus diesen 100 kg Blättern produziert 
wird, erzielt in Peru einen Handelspreis von zwischen 
1.000-1.500 €. Dasselbe Kilogramm verfügt im trans
amerikanischen oder transatlantischen Großhandel über 
einen annähernden Wert von 12.000-15.000 €.17 Bei einer 
geschätzten Streckung des Kokains um 50% wird dasselbe 
Kilo auf dem deutschen Straßenmarkt mit einem Umsatz 
von 120.000 € verkauft. Dies entspricht einer Wertsteige-
rung entlang der Wertschöpfungskette von rund 48.000 %.

15	 Brombacher/Maihold (2009): 16-20.

16  World Bank 2011: xvi.	

17	 Vgl. Reuter (2001): 19.
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3.	 Gewalt – Symptom fragiler Staatlichkeit

und bewaffneten Konflikten hin zu innerstaatlichen 
Gewaltkonflikten. 

In vielen Fällen verwischen sich die Linien zwischen Krieg 
und Frieden. Scheinbar beendete Konflikte flammen 
häufig erneut auf. Das Konfliktrisiko in Staaten, in denen 
in der nahen Vergangenheit ein Krieg oder bewaffneter 
Konflikt stattgefunden hat, ist deutlich erhöht. 90 Prozent 
der Bürgerkriege der letzten Dekade sind in Ländern 
ausgebrochen, die im Verlauf der letzten  30 Jahre bereits 
einen Bürgerkrieg erlebt hatten. Auch ist die Dauer inner-
staatlicher Konflikte im Durchschnitt sechsmal so lang 
wie die zwischenstaatlicher Kriege.20 Anders als in ‚klas-
sischen‘ Kriegen und bewaffneten Konflikten gilt heute: 
„Few countries are truly ‘post-conflict‘“.21

Konfliktparteien und ihre Motive sind oft nicht mehr 
klar identifizierbar und auch eine klare Abgrenzung von 
politisch motivierter Gewalt und ökonomisch moti-
vierter Gewalt ist in vielen Fällen nicht mehr möglich.22 

Inwieweit die Linie zwischen bewaffneten politischen 
Gruppen und bewaffneten kriminellen Gruppen 
verwischt ist, ist strittig. Tatsächlich scheinen bewaff-
nete Gruppen sich mehr und mehr in Aktivitäten rein 
krimineller Natur zu engagieren, was mit dem Begriff 
der Gangsterization auf den Punkt gebracht wurde. 23Als 
Indiz dieses Phänomens kann die Aussage des damaligen 
Anführers der mittlerweile aufgelösten kolumbianischen 
Autodefensas Unidas de Colombia (AUC), Carlos Castaño, 
gegenüber dem Economist, gelten: Ihm zufolge beliefen 
sich die Einnahmen der AUC aus dem Drogengeschäft im 
Jahre 2000 auf 70 % ihrer Gesamteinnahmen.24

Obwohl immer wieder tendenziell monokausale, auf ein 
ursächliches Element fokussierende Erklärungsansätze 
für Furore sorgen, ist die Komplexität der Ursachen von 
Gewaltphänomenen unumstritten. Weder die im Kalten 

20	 Collier et al. (2004).

21	 World Bank (2011): 3.

22	� World Bank (2011): 2ff. Zu Unterschieden und Gemeinsamkeiten 
zwischen politisch motivierten und kriminell motivierten Gewaltak-
teuren vgl. Stepanova (2009): 41ff.

23	 Schmid (1996): 72.

24	  �Cornell (2005): 756. Im Fall der AUC scheint schon deren Gründung 
durch einen Zusammenschluss aus kleineren und mittleren Drogen-
produzenten und -händlern auf eine eher kriminelle als politische 
Ausrichtung der Gruppe hinzudeuten (Saab/ Taylor 2009: 461).

„Konflikt“ ist zu Unrecht ein vorwiegend negativ konno-
tierter Begriff: Konflikte um Werte, Interessen und  
Bedürfnisse sind ebenso menschlich wie alltäglich. Sie 
sind notwendig, um die persönliche wie die gesellschaft-
liche Entwicklung voranzutreiben und Veränderungen 
zu ermöglichen. Entscheidend für die Bewertung von 
Konflikten ist die Art, wie mit ihnen umgegangen und 
wie sie geregelt werden. Die legitime Anwendung von 
Gewalt zur Regelung von Konflikten ist in Gesellschaf-
ten klar geregelt; das staatliche Gewaltmonopol ist das 
entscheidende Wesensmerkmal moderner Staatlichkeit. 
Solange Konflikte im Rahmen der gesellschaftlich festge-
legten Regeln ausgetragen werden, können sie Innovati-
on und institutionelle Veränderung stimulieren. Wichtig 
ist eine effektive Sanktionierung von Verstößen gegen 
die gesellschaftlichen Konfliktaustragungsnormen. Blei-
ben sie unsanktioniert, so bedrohen solche Gewaltkon-
flikte das Staats- und Gesellschaftsgefüge und behindern 
deren Entwicklung. 

3.1 �Kriege, bewaffnete Konflikte und Gewalt

Die Zahl von Kriegen und bewaffneten Konflikten18 
nimmt tendenziell ab und ihre Wesensmerkmale verän-
dern sich. Im Jahr 2010 fanden weltweit 32 Kriege und 
bewaffnete Konflikte statt.19 Dabei verschob sich der 
Schwerpunkt des weltweiten Kriegsgeschehens weiter-
hin weg von klassischen zwischenstaatlichen Kriegen 

18	� Kriege werden von der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung 
der Universität Hamburg in Anlehnung an den ungarischen Friedens-
forscher István Kende als ein gewaltsamer Massenkonflikt definiert, 
der alle der folgenden Merkmale aufweist: „(a) an den Kämpfen sind 
zwei oder mehr bewaffnete Streitkräfte beteiligt, bei denen es sich 
mindestens auf einer Seite um reguläre Streitkräfte (Militär, parami-
litärische Verbände, Polizeieinheiten) der Regierung handelt; (b) auf 
beiden Seiten muss ein Mindestmaß an zentralgelenkter Organisation 
der Kriegführenden und des Kampfes gegeben sein, selbst wenn dies 
nicht mehr bedeutet als organisierte bewaffnete Verteidigung oder 
planmäßige Überfälle (Guerillaoperationen, Partisanenkrieg usw.); (c) 
die bewaffneten Operationen ereignen sich mit einer gewissen Kon-
tinuierlichkeit und nicht nur als gelegentliche, spontane Zusammen-
stöße, d.h. beide Seiten operieren nach einer planmäßigen Strategie, 
gleichgültig ob die Kämpfe auf dem Gebiet einer oder mehrerer 
Gesellschaften stattfinden und wie lange sie dauern. Kriege werden 
als beendet angesehen, wenn die Kampfhandlungen dauerhaft, d.h. 
für den Zeitraum von mindestens einem Jahr, eingestellt bzw. nur 
unterhalb der AKUF-Kriegsdefinition fortgesetzt werden. Als bewaff-
nete Konflikte werden gewaltsame Auseinandersetzungen bezeichnet, 
bei denen die Kriterien der Kriegsdefinition nicht in vollem Umfang 
erfüllt sind. In der Regel handelt es sich dabei um Fälle, in denen eine 
hinreichende Kontinuität der Kampfhandlungen nicht mehr oder 
auch noch nicht gegeben ist.” (Universität Hamburg, 2011).

19	 Schreiber (2010).
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Das seit Jahrzehnten von Krieg und Konflikten geprägte 
Afghanistan hat sich seit 2001 zum größten Anbaustaat 
für Schlafmohn entwickelt. Der lukrative Handel mit 
den Schlafmohnderivaten Opium und Heroin dient den 
bewaffneten Gruppierungen im Land als Finanzierungs-
quelle während kleinbäuerliche Familien durch den 
Schlafmohnanbau eine gewisse Einkommenssicherheit 
erhalten. Die geringe staatliche Präsenz und angespannte 
Sicherheitslage in ländlichen Regionen – insbesondere 
im Süden des Landes – gestalten nicht nur Strafverfol-
gungs-, sondern auch ländliche Entwicklungsmaßnah-
men zur Förderung von alternativen Einkommensquellen 
äußerst schwierig.

Krieg gängige These von den Stellvertreterkriegen noch 
die Fokussierung auf Unterschiede in der Zivilisation,25 

ethnische Unterschiede oder die schlichte Gier (greed)26  
werden dieser Komplexität von Konfliktursachen ge-
recht. Auch sind die oben genannten Erklärungsmodelle 
für den Ausbruch von Kriegen und bewaffneten Konflik-
ten – mit Ausnahme der greed - These – wenig geeignet, 

25	 Huntington (1998).

26	� Einen der ersten Beiträge zur Diskussion über ökonomische Konflikt
ursachen leisteten Jean und Rufin (1996), die ökonomische Ursachen 
in Erwägung zogen, politische Motive jedoch für wichtiger hielten. 
Dessen ungeachtet werden ihre Erkenntnisse in Colliers und Hoefflers 
wegweisender Studie (2001) und in den Arbeiten von Fearon und 
Laitin (2001) sowie Elbawadi und Sambanis (2002) kontrovers disku-
tiert. Sie alle kommen zu dem Schluss, dass Politik weniger wichtig 
ist als die ökonomische Rationale der Akteure. Ihnen zufolge erklärt 
letztendlich „Habgier“ das Auftreten von Gewaltkonflikten, nicht 
„Ungerechtigkeiten“.
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Laut Weltentwicklungsbericht der Weltbank 2011 lebt 
heute jeder vierte Mensch in fragilen oder in von Ge-
waltkonflikten betroffenen Staaten oder in Ländern mit 
extrem verbreiteter krimineller Gewalt.30  Als Konse-
quenz dieser Entwicklungen bemüht sich die interna-
tionale Entwicklungszusammenarbeit heute um eine 
stärkere Zusammenschau von Entwicklung und Gewalt. 
Bisher zielten Ansätze zur Krisenprävention, Konfliktbe-
arbeitung und Friedenskonsolidierung sowie Maßnah-
men aus dem Sicherheitsspektrum – wie Sicherheitssek-
torreform, Kleinwaffenkontrolle, die Demobilisierung 
und Reintegration von Ex-Kombattanten, etc. – stark auf 
politisch motivierte Gewaltkonflikte ab. Die in diesem 
Zusammenhang entwickelten Instrumente und Ansätze 
der EZ sind nur eingeschränkt dazu geeignet, kriminell 
motivierter Gewalt und ihren massiven entwicklungs-
hemmenden Folgen entgegenzuwirken. 

Daher stehen mittlerweile nicht mehr allein die Begriffe 
Konflikt und Frieden im Zentrum der Debatte, sondern 
der Begriff der Gewalt. Exemplarisch wird dies zum Bei-
spiel in der Definition des Begriffs ‚organisierte Gewalt‘, 
wie sie der World Development Report 2011 zu Konflikt, 
Sicherheit und Entwicklung gibt: Organisierte Gewalt 
schließt hier staatliche und nicht-staatliche, politisch 
und ökonomisch motivierte Gewalt ein.

3.2 Fragilität und Resilienz

Auf der Suche nach Erklärungen für gesellschaftliche 
Gewaltphänomene und nach ableitbaren Ansätzen zur 
Überwindung von Gewalt scheinen sich in der inter-
nationalen Zusammenarbeit soziologisch-historische 
Ansätze durchzusetzen, die die Grundfunktion von 
Staatlichkeit und die Beziehung zwischen Staat und Bür-
gern als Dreh- und Angelpunkt für die Überwindung von 
Fragilität und Gewalt ins Zentrum der Debatte stellen. 

Voraussetzung dafür war zunächst ein Paradigmenwech-
sel bezüglich der Rolle fragiler Staaten in der internatio-
nalen Gemeinschaft. Seit Ende des Kalten Krieges hatte 
sich in der internationalen Zusammenarbeit zunächst 
ein Trend entwickelt, die Zusammenarbeit strategisch 
auf so genannte good performers unter den Entwick-
lungs- und Transformationsländern zu konzentrieren. 
Die Zusammenarbeit mit Ländern, deren Führung als 
nicht ausreichend entwicklungsorientiert eingestuft 
wurde – darunter vor allem fragile Staaten mit schlech-
ter Regierungsführung – wurde heruntergefahren oder 
eingestellt. Die Erfahrung zeigte jedoch, „dass Rückzug 

30	 World Bank (2011): 7.

das breitere Spektrum von Gewalt zu ergründen oder die 
zunehmend fließenden Übergänge von ursprünglich po-
litisch motivierter Gewalt (grievance) hin zu ökonomisch 
motivierter Gewalt (greed) zu erklären. 

Gewalt als massives, entwicklungshemmendes gesell-
schaftliches Problem geht weit über Kriege und  
bewaffnete Konflikte hinaus: In den Jahren 2004 bis 2007 
starben im Schnitt jährlich 52.000 Kombattanten und  
Zivilisten als direkte Opfer bewaffneter Konflikte. Dem-
gegenüber steht die Zahl von 396.000 Menschen, die jähr-
lich außerhalb von Kriegen und bewaffneten Konflikten 
gewaltsam getötet wurden.27 Auch unter Berücksichti-
gung der indirekten Todesopfer von Kriegen und bewaff-
neten Konflikten – und dies sind mit geschätzten 220.000 
Menschen vierfach mehr als die direkten Todesfälle –  
verschiebt sich dieses Bild nicht.28 Die gesellschaftlichen 
Kosten von Gewalt sind enorm; allein der Produktivitäts-
verlust aufgrund von bewaffneter Gewalt außerhalb von 
Kriegen und bewaffneten Konflikten wurde vom Geneva 
Declaration Secretariat auf jährlich bis zu 163 Milliarden 
USD geschätzt.29

27	 Geneva Declaration Secretariat (2011): 70.

28	� Ebenda: 70. Die Gesamtzahl der Todesopfer von Gewalt (inclusive 
der direkten und indirekten Todesfälle im Kontext von Kriegen und 
bewaffneten Konflikten wurde von der Geneva Declaration für die 
Jahre 2004-2009 auf jährlich ca. 746.000 beziffert. Alle Zahlen beziehen 
sich auf Todesfälle und lassen physische und psychische Verletzungen 
in Folge von Gewalt unberücksichtigt.

29	 Geneva Declaration Secretariat (2008): 89.

Organisierte Gewalt

Organisierte Gewalt wird definiert als die Anwen-
dung von oder Drohung mit physischer Gewalt durch  
gesellschaftliche Gruppierungen. Sie beinhaltet 
staatliche Aktionen gegen andere Staaten oder  
gegen Zivilisten, Bürgerkriege, Gewalt bei Wahlen 
zwischen gegnerischen Parteien, kommunale Kon-
flikte, die auf regionalen, ethnischen, religiösen oder 
anderen Gruppenidentitäten basieren oder auf kon-
kurrierenden ökonomischen Interessen, außerdem 
Gewalt von kriminellen Banden und dem organisier-
ten Verbrechen sowie internationale nicht-staatliche 
bewaffnete Bewegungen mit ideologischen Zielen 
(World Bank 2011: XV).
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und Sanktionen keine Lösung und nur in Ausnahme-
fällen sinnvoll sind“. 31 Unbestritten haben auch die 
terroristischen Anschläge der letzten Jahre, insbesondere 
die Anschläge vom 11. September 2001, und die darauf 
folgende Neubewertung der Gefahren des internationa-
len Terrorismus zu diesem Paradigmenwechsel beigetra-
gen. Staaten mit schlechter Regierungsführung bis hin zu 
Staatsversagen (failed states) wurden als Risikofaktoren 
hinsichtlich der Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus und anderer Formen der organisierten Gewalt 
angesehen.32

Spätestens mit der Pariser OECD-Erklärung zur Wirk-
samkeit von Entwicklungszusammenarbeit im Jahr 
2005 wurde die Relevanz der Bearbeitung von Fragilität 
erkannt und state building als Ansatz zur Überwindung 
von Fragilität als zentrale Aufgabe der internationalen 
Zusammenarbeit herausgestellt. 

Der Begriff der Fragilität ist geeignet, Ursachen und 
Symptome von Gewalt in und außerhalb des Kontextes 
von Kriegen und bewaffneten Konflikten in den Blick 
zu nehmen. Er liefert Ansätze für die Überwindung von 
Gewalt, indem er auf gewaltfördernde oder gewalthem-
mende gesellschaftliche Rahmenbedingungen und ihre 
Bearbeitbarkeit durch lokale, nationale und internati-
onale Akteure hinweist. Der World Development Report 
(2011) der Weltbank definiert Fragilität als eine Situation, 
in der Staaten oder Institutionen aus Mangel an Kapazi-
täten, an Rechenschaft (accountability) oder an Legitimi-
tät nicht in der Lage sind, zwischen Bevölkerungsgrup-
pen oder zwischen Bürgern und dem Staat zu vermitteln. 
Folge dieser mangelnden Vermittlungsfähigkeit ist eine 
erhöhte Vulnerabilität gegenüber Gewalt.33 

Eng mit dem Fragilitäts-Begriff verbunden ist der Begriff 
der Resilienz. Damit ist das ,Immunsystem‘ staatlicher und 
nichtstaatlicher Institutionen gemeint. Dazu gehört das 
Vermögen, erfolgreich zwischen Interessen zu verhandeln 
und soziale Kohäsion zu bewahren oder herzustellen. 
Denn Fragilität entsteht auch, wenn die Erwartungen der 
Bürger in den Staat nicht erfüllt werden.34 

31	 BMZ (2007): 10.

32	 OECD/DAC (2008): 11; Schneckener (2008): 2004: 5 ff.

33	 World Bank (2011): xvi.

34	 OECD/DAC (2008): 7.

Entsprechend ist ein zentraler Hebel zur Minderung des 
Gewaltrisikos die Stärkung des Staates in der Ausübung 
seiner Kernfunktionen: der Gewährleistung von Sicher-
heit, Wohlfahrt und Rechtssicherheit.35 

Die Bundesregierung identifiziert in ihrem Konzept zu 
entwicklungsorientierter Transformation bei fragiler 
Staatlichkeit die folgenden zentralen fünf Bereiche funk-
tionaler Staatlichkeit: 

∙ �„Politische Sphäre, d.h. legitime politische Entscheidun-
gen treffen und umsetzen sowie demokratische Verfah-
ren durch Förderung von Kommunen und Dezentrali-
sierungsprozessen etablieren (political governance);

∙ �Öffentliche Verwaltung, d.h. im Rahmen leistungs-
fähiger Strukturen die erfolgreiche Umsetzung von 
Entwicklungsstrategien ermöglichen und ausreichende 
Ressourcen durch ein transparentes öffentliches Haus-
halts- und Finanzwesen einnehmen und zielorientiert 
ausgeben (administrative governance);

∙ �Justizwesen, d.h. eine funktionierende, unabhängige 
und für jeden einzelnen zugängliche Justiz gewährleis-
ten (judicial governance);

∙ �Soziale Dienste, d.h. ein Minimum an sozialer Wohl-
fahrt gewährleisten und öffentliche Dienstleistungen 
diskriminierungsfrei bereitstellen (social governance); 

∙ �Wirtschaftliche Rahmenbedingungen, d.h. auf ein sozial 
gerechtes und breitenwirksames Wirtschaftssystem 
(pro poor) hinwirken, das der Bevölkerung Chancen 
und ein ausreichendes Einkommen sichert (economic 
governance);

∙ ��Sicherheit, d.h. die (physische) Sicherheit der Bevöl-
kerung sowie die gewaltfreie Bearbeitung inner- und 
zwischenstaatlicher Konflikte gewährleisten (security 
governance).“36

35	� Schneckener (2004: 12) identifiziert Sicherheit, Wohlfahrt und Legiti-
mität/ Rechtsstaatlichkeit als Kernfunktionen des Staates.  
Der World Development Report 2011 nennt Sicherheit, Gerechtigkeit 
und Arbeitsplätze als Voraussetzungen für die Überwindung von 
Gewaltdynamiken (World Bank 2011: 2). Der Friedensforscher Dieter 
Senghaas hat mit seinem zivilisatorischen Hexagon sechs zentrale 
Elemente des friedlichen Zusammenlebens in modernen Gesell-
schaften identifiziert. Dazu gehören neben dem Gewaltmonopol, 
der Rechtsstaatlichkeit und der sozialen Gerechtigkeit die Elemente 
demokratische Partizipation, konstruktive Konfliktkultur und Inter-
dependenzen und Affektkontrolle (Senghaas 1995: 198).

36	 BMZ (2007): 13 und Helfrich 2009b: 365ff.
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Wichtig ist die Ausrichtung der Maßnahmen auf die 
Erhöhung der Legitimität der staatlichen Strukturen. 
Dabei ist Institutionenaufbau nicht mit Staatsaufbau zu 
verwechseln. Er trägt nur dann zu Staatsaufbau bei, wenn 
die Arbeit der Institutionen die Legitimität von Staatlich-
keit erhöht. Es gibt zahlreiche Beispiele, bei denen der 
Aufwand des von Gebern unterstützten Institutionen-
aufbaus in keinem Verhältnis zur deren Leistung steht. In 
diesen Fällen trägt Institutionenaufbau eher zur Delegi-
timierung des Staates bei, anstatt dessen Legitimität zu 
erhöhen. 

Die Erfahrung zeigt, dass Übertragungen westlicher  
Formen von Staatlichkeit häufig problematisch sind. Die 
Genese westlicher Nationalstaaten ist fundamental

Fragile Staatlichkeit drückt sich in einer ungenügenden 
oder mangelnden Erfüllung dieser staatlichen Kern-
aufgaben aus. Gleichzeitig liefern solche Dysfunktio-
nalitäten Ansätze für die Überwindung von Fragilität, 
u.a. für Akteure der Entwicklungszusammenarbeit. 
Dabei können externe Akteure einen notwendigerweise 
endogenen, von der Gesellschaft selbst hervorgebrachten 
und vorangetriebenen Prozess zur Überwindung von 
Fragilität nur unterstützen, nicht tragen. 

Die folgende von Schneckener (2004) erstellte Über-
sicht weist generelle Ansätze zum Abbau von Fragilität 
bezüglich der drei Kernfunktionen von Staatlichkeit 
– Sicherheit, Wohlfahrt und Legitimität/ Rechtsstaatlich-
keit – aus:37

37	� Schneckener (2004: 23-25) ordnet diese Maßnahmen darüber hinaus 
unterschiedlichen Stufen von Fragilität zu, indem er zwischen schwa-
chen, versagenden und gescheiterten Staaten unterscheidet. 

Sicherheit

Reform des Sicherheitssektors; Programme zur Demilitarisierung und zur Demobilisierung und Reintegration von Kämpfern; 
Aufbau bzw. Reform von Polizei und Militär (z.B. Stärkung der zivilen Kontrolle); Bekämpfung von organisierter Kriminalität 
und nicht-staatlichen Gewaltakteuren (crime and conflict networks); Sicherung der Außengrenzen; Kontrolle von Klein- und 
Leichtwaffen; Förderung von regionalen Friedensprozessen; Entsendung internationaler Polizeikräfte sowie ggf. Stationie-
rung von internationalen Friedenstruppen.

Wohlfahrt

Finanzhilfen und Kredite; Aufbau und Durchsetzung einer Steuer- und Zollverwaltung; Förderung der landwirtschaftli-
chen Entwicklung (z.B. Landreform); Steigerung öffentlicher Investitionen in Bildung und Gesundheit; Aufbau bzw. Wie-
deraufbau von Infrastruktur; effizientere Nutzung von Ressourcen; Förderung von klein- und mittelständischen Unter-
nehmen; Stärkung regionaler/lokaler Märkte; Grundversorgung der Bevölkerung (durch humanitäre Hilfe u.a.); Stärkung 
sozialer Sicherungssysteme; Eindämmung von Gewaltökonomien bzw. des kriminellen Sektors. 

Legitimitäts- und Rechtsstaatsfunktion

Verfassungsreform; Verwaltungsreform; Wahlrechtsreform; Hilfen zur Demokratisierung (z.B. Abschaffung von Ein-
schränkungen beim aktiven oder passiven Wahlrecht); Förderung von Mehrparteiensystemen; ggf. Einführung von  
power-sharing-Modellen; Antikorruptionsprogramme; Organisation und Beobachtung von Wahlen; Aufbau bzw. Reform 
des Justizwesens; Förderung der Menschenrechte, des Minderheitenschutzes und der Pressefreiheit; ggf. Maßnahmen zur 
Dezentralisierung bzw. Föderalisierung; Stärkung kommunaler Strukturen; Stärkung und Einbeziehung zivilgesellschaft-
licher Akteure.
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 unterschiedlich von der Genese post-kolonialer Staa-
ten – copy & paste funktioniert daher häufig bestenfalls 
bedingt. Die Mehrzahl der Entwicklungs- und Transfor-
mationsländer entspricht nicht dem Modell westlicher 
Staaten, sondern verfügt über eine hybride politische 
Ordnung. Sie sind teils von kolonialen, teils von west-
lichen Staatsmodellen geprägt und fußen gleichzeitig 
auf traditionellen, z.T. informellen gesellschaftlichen 
Institutionen. Umso wichtiger sind in solchen Staaten 
gesellschaftliche Strukturen, die auch bei dysfunktio-
naler Staatlichkeit für eine Regelung gesellschaftlicher 
Probleme sorgen. Staatsbildung sollte daher diese gesell-
schaftlichen Strukturen und Institutionen einbeziehen. 
Dies spiegelt sich auch in den Prinzipien der OECD für 
ein Engagement in fragilen Kontexten.38 

38	 Böge et al. (2009).

Dass die Unterstützung von fragilen Staaten eine Grat
wanderung ist, drückt sich etwa in den normativen Prä-
missen aus, die das BMZ diesbezüglich setzt. Es fordert, 
dass

∙ �„Die Lebensverhältnisse armer und benachteiligter Be-
völkerungsgruppen sowie die Menschenrechtssituation 
sich verbessern bzw. zumindest nicht verschlechtern;

∙ �Schlechte Regierungsführung nicht durch die Instru-
mentalisierung von Finanzmitteln und Kooperations-
maßnahmen legitimiert und stabilisiert wird;

∙ �Ein Beitrag zur politischen Transformation geleistet 
wird;

∙ �In Partnerländern sowohl staatliche Akteure als auch 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft verstärkt Eigenverant-
wortung übernehmen.“39 Zwischen der hier geforderten 
Achtung der Menschenrechte und Maßnahmen zur 
entwicklungsorientierten Drogenpolitik lassen sich 
direkte Bezüge herstellen. Denn arme und benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen werden nicht nur von den 
Auswirkungen fragiler Staatlichkeit besonders hart 
getroffen, sondern sie sind in der Regel auch diejenigen, 
die aufgrund mangelnder ökonomischer Alternati-
ven und/oder mangelnden Schutzes durch den Staat 
Drogen anbauen und der IDE so die nötigen Rohstoffe 
liefern. Gleichzeitig sind sie es, die durch die forcierte 
Zerstörung von Drogenanbauflächen ihre meist zu-
nächst alternativlose wirtschaftliche Existenzgrundlage 
einbüßen. Dabei werden oft ihre politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte 
verletzt.

39	 BMZ (2007): 4.
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OECD Prinzipien für internationales  
Engagement in fragilen Staaten  
und Situationen

•	�D en Kontext als Ausgangspunkt nehmen.
•	� Schaden vermeiden (Do no harm).
•	�D ie Staatsbildung als zentrales Ziel betrachten 
•	�D er Prävention den Vorrang geben.
•	�D ie Zusammenhänge von Politik-, Sicherheits- 

und Entwicklungszielen erkennen.
•	�N ichtdiskriminierung als Basis für inklusive und 

stabile Gesellschaften fördern. 
•	�D ie Maßnahmen in verschiedenen Kontexten auf 

verschiedene Weise auf lokale Prioritäten ausrich-
ten. 

•	� Praktische Koordinationsmechanismen zwischen 
internationalen Akteuren vereinbaren. 

•	� Schnell handeln [...] aber lange genug engagiert 
bleiben, damit sich Erfolge einstellen können.

•	�A usgrenzung vermeiden.
Quelle: OECD/DAC (2008).



20

drogen. Entwicklung. gewalt.

sätzlichen und wesentlichen Beteiligung an IDEs scheint 
die Frage, in wie weit bewaffnete Gruppen selbst mit 
Drogen handeln oder diese Tätigkeit an Zwischenhändler 
und etablierte Drogenkartelle delegieren, rein operativer 
Natur zu sein. 

Das Beispiel Mexikos illustriert, dass illegale Drogen-
ökonomien auch dann mit Gewalt einhergehen, wenn 
es keinen politisch motivierten bewaffneten Konflikt 

gibt. Obwohl auch in Mexiko Drogen angebaut wer-
den (Schlafmohn und Marihuana), ist die dortige IDE 
weniger vom Anbau als vom Handel geprägt. Mexiko ist 
vor allem ein Drogentransitland, durch das lateiname-
rikanische Drogen auf die Märkte in den USA gelangen. 
Das Ausmaß der durch die IDE verursachten Gewalt ist 
erschreckend: in Mexiko sterben derzeit pro Jahr weit 
mehr Menschen einen gewaltsamen Tod als im Irak 
oder in Afghanistan. 2006-2011 zählt die Regierung 
beinahe 50000 Tote im „Drogenkrieg“, der kein Krieg 
ist, sondern die Auseinandersetzung zwischen einzel-
nen Marktteilnehmern („Kartellen“), um Marktanteile 
und die Beherrschung von Absatzrouten. Der Staat als 
Gegner spielt hierbei nur eine untergeordnete Rolle. Eine 
ähnliche Dynamik findet sich derzeit in Zentralameri-
ka. Durch das Ausweichen der mexikanischen Kartelle 
nach Süden hat sich damit auch die Gewalt insbesondere 
in das nördliche Dreieck Guatemala, Honduras und El 
Salvador verlagert. Honduras hat inzwischen statistisch 
die weltweit höchste Mordrate erreicht, El Salvador folgt 
knapp dahinter.45

45	 UNODC (2011b): 50.

 Ein enger Bezug zwischen illegalen Drogenökonomien 
und bewaffneter Gewalt ist evident. Dies gilt für politisch 
motivierte bewaffnete Konflikte und Kriege oder Bür-
gerkriege ebenso wie für kriminell motivierte Gewalt, die 
auf ökonomischen Profit abzielt. 

Sowohl organisierte Kriminalität als auch Kriege und 
bewaffnete Konflikte können als „key manifestations of 
general state dysfunction“40 angesehen werden. Denn 
IDEs florieren in erster Linie in fragilen Staaten. Dazu 
zählen vor allem Staaten, in denen bewaffnete Konflikte 
und Kriege ausgetragen werden oder wurden (Kolumbi-
en, Afghanistan, Peru, Myanmar). In der Regel entwickeln 
sich größere Drogenökonomien jedoch erst nach Aus-
bruch der bewaffneten Konflikte.41 Ursächlich für den 
Ausbruch bewaffneter Konflikte sind IDEs nicht.42

Auch über Drogenökonomien hinaus gilt, dass das 
Vorhandensein von plünderbaren (lootable), hoch-
profitablen Ressourcen kein Auslöser von bewaffneten 
Konflikten ist, aber zu deren Verlängerung führen kann. 
Deren Vorhandensein begünstigt die Ausbildung von  
Gewaltökonomien, in denen die politischen Ziele 
(grievance) und Werte der Konfliktparteien mehr und 
mehr von zunehmend eigendynamischen ökonomischen 
Interessen (greed) in den Hintergrund gedrängt werden. 
In drogenproduzierenden Ländern, in denen es bewaff-
nete Konflikte gibt, sind die aufständischen Gruppierun-
gen in der Regel in Produktion und Handel von Drogen 
verwickelt. Dies ist und war der Fall bei allen relevanten 
Gruppierungen in den führenden vier drogenprodu-
zierenden Staaten, d.h. Afghanistan, Burma/Myanmar, 
Kolumbien und Peru.43 In der Regel erheben die bewaff-
neten Gruppen eine Art Steuer auf den Anbau und auf 
die Benutzung von Landebahnen zwecks Abtransports 
der Drogen. Zum Teil engagieren sie sich selbst bei der 
Transformation der Rohstoffe in vermarktbare Drogen 
und ebenfalls zum Teil engagieren sie sich auch selbst im 
Handel. Alternativ gehen sie Kooperationen mit etab-
lierten kriminellen Drogenhändlern ein, anstatt selbst in 
die Vermarktung einzusteigen.44 Angesichts der grund-

40	 Stepanova (2009): 60.

41	 Cornell (2005): 755.

42	 Ross (2004); Fearon (2004).

43	 Cornell (2005): 756.

44	� Saab und Taylor (2009) untersuchen diesen Aspekt en détail und 
weisen auf diesbezügliche Unterschiede zwischen FARC und AUC hin.

4.	� Wechselwirkungen zwischen IDEs,  
Gewalt und Fragilität

Der Kokaanbau ist grundsätzlich in allen Anbaustaaten –  
Bolivien, Kolumbien und Peru – unter bestimmten Bedin-
gungen und mehr oder minder strengen Einschränkungen 
legal, um den legalen Bedarf für die traditionelle Nutzung 
und Konsum des Kokablatts zu stillen. Öffentlich sichtbare 
Trocknungsflächen für das Kokablatt sind daher insbeson-
dere in Bolivien und Peru keine Seltenheit. Die Übergänge 
zwischen legaler und illegaler Kokaökonomie sind jedoch 
fließend, da die genaue Nachfrage nach legalem Kokablatt 
nur schwer zu bestimmen ist. Die Überschussproduktion 
fließt für gewöhnlich in die Kokainproduktion.
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men wird dieser nicht unbeträchtliche Kostenfaktor, 
weil Gewalt eine der wenigen Möglichkeiten zur Regu-
lierung illegaler Märkte und zur Sicherung des illegalen 
Geschäfts ist. Die Ursache hierfür liegt in der Illegalität 
der Drogenökonomie: Im Gegensatz zu legalen Märkten, 
die über konsensuale Regelwerke (z.B. Handelsgesetz-
buch) und friedliche Konfliktlösungsinstanzen (Kartell-
amt, Schiedsgerichtsverfahren, Insolvenzverfahren etc.) 
verfügen, werden Konflikte auf illegalen Märkten für 
gewöhnlich durch Selbsthilfe – d.h. meist durch Gewalt-
anwendung – gelöst. Ein Vertragsbruch kann nicht durch 
ein Gericht sanktioniert werden, sondern nur durch 
eigenes Engagement des Marktteilnehmers. Gleichzeitig 
sind Konflikte in illegalen Ökonomien besonders häufig, 
da aufgrund geringer Schriftlichkeit und hoher Fluktu-
ation der Marktteilnehmer (aufgrund von Tod, Fest-
nahmen und Flucht) nur eine geringe Regeldichte und 
Verlässlichkeit der kommerziellen Interaktionen besteht. 
Wenn die Konkurrenz im illegalen Güterhandel beson-
ders groß ist – wie derzeit in Mexiko und Zentralamerika, 
wo Polypole vorherrschen – dann steigt auch die Zahl 
der marktinternen Konflikte, die sich durch Gewalt 
ausdrücken. Wo die Zahl der Marktteilnehmer geringer 
ist – wie etwa in Bolivien, wo der Kokainmarkt offenbar 
ein Oligopol ist – ist die regulative Gewalt des Marktes 
weitaus geringer.48

Gewalt reguliert jedoch nicht nur illegale Märkte, 
sie wird auch angewandt, um diese vor externer (d.h. 
staatlicher) Intervention zu schützen. Das Mittel der 
Wahl hierfür ist Korruption; wenn diese nicht (mehr) die 
erwünschten Ergebnisse erbringt, dann fällt die Wahl 
schnell auf Gewalt, mithilfe derer Polizei, Militär und 
Staatsanwaltschaften von einer Intervention abge-
schreckt werden sollen. Plata o plomo, d.h. Silber (Kor-
ruption) oder Blei (Gewalt) sind die Kehrseiten derselben 
Medaille. Dies gilt für Konkurrenten im Drogengeschäft 
ebenso wie für Vertreter des Staates. Die derzeit festzu-
stellende Gewalt in Mexiko, die extrem sichtbar ist, ist 
– dem Terrorismus vergleichbar – auch eine Strategie der 
Kommunikation, durch die Konkurrenten und staatliche 
Stellen abgeschreckt werden sollen.49

4.2 �Illegale Drogenökonomien tragen zur weiteren 
Schwächung fragiler Staaten bei

Innerhalb der internationalen Ordnung stellen fragile 
Staaten ein Strukturproblem dar, da das gesamte inter-
nationale System auf dem Konstrukt des souveränen 

48	 Brombacher (2010a): 114-117; Brombacher (2010b).

49	 Brombacher (2010a): 117-118.

Eine weitere spezifische Problematik illegaler Drogen-
ökonomien liegt darin, dass die mit IDEs verbundenen 
Ressourcen ausschließlich solchen Akteuren zur Verfü-
gung stehen, für die die Illegalität des Geschäfts akzep-
tabel ist. Damit stehen sie im Unterschied zu anderen 
natürlichen Ressourcen im Prinzip nicht als staatliche 
Einkommensquelle zur Verfügung. Wenngleich  
Repräsentanten staatlicher Institutionen immer wieder 
von Akteuren der IDEs korrumpiert werden oder, wie 
im Falle Afghanistans, IDE und Staat lange in sym
biotischer Beziehung zueinander standen, hat der Staat 
keine legitime Nutzungsmöglichkeit dieser Ressource. 
Das verschafft den in IDE verwickelten Akteuren einen 
entscheidenden Vorteil gegenüber dem Staat.46 

Im Folgenden werden die wesentlichen Zusammen
hänge zwischen IDEs und Fragilität dargestellt:

∙ �IDEs bedingen Gewalt.

∙ �Illegale Drogenökonomien tragen zur weiteren Schwä-
chung fragiler Staaten bei.

∙ �Fragilität und bewaffnete Konflikte begünstigen den 
Anbau illegaler Drogenpflanzen und die Ausbildung 
von IDEs.

∙ �Illegale Drogenökonomien finanzieren und verlängern 
bestehende Konflikte und verändern die raison d’ être 
von bewaffneten Gruppen. 

∙ �Illegale Drogenökonomien verschärfen bestehende 
lokale Konflikte.

∙ �Illegale Drogenökonomien gefährden traditionelle 
Institutionen.

∙ Konfliktsituationen steigern illegalen Drogenkonsum.

4.1 IDEs bedingen Gewalt

Illegale Drogenökonomien sind nicht in erster Linie ein 
sicherheitspolitisches Bedrohungsphänomen, sondern 
ein Markt. Die teilnehmenden Akteure streben nicht 
nach der Ausübung von Gewalt, sondern nach ökono-
mischem Profit. Ganz im Gegenteil ist Gewalt auch in 
illegalen Märkten ultima ratio, da öffentlich sichtbare 
Gewalt immer eine staatliche Reaktion hervorruft, die 
den illegalen Güterhandel behindert.47 In Kauf genom-

46	 Cornell (2005): 755.

47	 Felbab-Brown (2009): 5.
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Regierungsführung und illegitime Staatlichkeit werden 
zum Dauerzustand.

Die lange gewachsenen Anknüpfungen von Staat und 
IDE im Falle Afghanistans drückt sich auf vielerlei Weise 
aus: 

In Afghanistan ist Drogengeld für ein erhebliches Maß 
an Bodenspekulation verantwortlich. Überdies stabili-
siert Drogengeld die Wirtschaft und die neue Währung, 
den Afghani, da es in den Devisenhandel einfließt.51 Dies 
verschafft der illegalen Wirtschaft einen deutlichen 
komparativen Vorteil, und erschwert den Ausbau einer 
nachhaltigen legalen Wirtschaft.

In Kolumbien hat sich eine der weltweit größten IDEs 
etabliert, trotz Rückgängen in Anbau und Produktion in 
den vergangenen Jahren. Die Auswirkungen auf die Wirt-
schaft des Landes sind vielschichtig. Einerseits stabilisier-
ten die Einkünfte aus dem transnationalen Kokainhandel 
die kolumbianische Wirtschaft in den 1980er Jahren, 
einer Zeit, in der andere südamerikanische Staaten mit 
großen wirtschaftlichen Problemen kämpften. Schät-
zungen zufolge waren zwischen 1982 und 1998 rund 
drei Prozent des kolumbianischen BIP Rückflüsse aus 
Drogengeldern.52 Gleichzeitig verzerrten mit Geldern aus 
der IDE getätigte Investitionen auch legale Wirtschafts-
bereiche: Mutmaßlich an der Drogenökonomie beteiligte 
Personen erwarben in Kolumbien neben anderen Vermö-
genswerten rund 4,4 Millionen Hektar Land.53 

4.3 �Fragilität und bewaffnete Konflikte  
begünstigen den Anbau illegaler  
Drogenpflanzen und die Ausbildung von IDEs

„Wo Staaten schwach sind, ist organisiertes Verbrechen 
stark.”54 Sowohl die Auswirkungen gewaltsamer Konflik-
te als auch die Rahmenbedingungen in fragilen Staaten 
begünstigen den Anbau illegaler Drogenpflanzen. Kriege, 
Unruhen und Instabilität zerstören die Aussicht auf 
wirtschaftliche Entwicklung, verwüsten fruchtbare Ag-
rarflächen, entwurzeln große Teile der Bevölkerung und 
sie machen junge Männer – in geringerem Ausmaß auch 
Frauen, zu Kombattant/-innen. Der Anbau von Drogen-
pflanzen stellt teilweise eine von wenigen, wenn nicht in 
einigen Regionen die einzige Option für Familien dar, ih-
ren Lebensunterhalt zu erwirtschaften. Drogenpflanzen 

51	 Rubin (2004).

52	  Rubin (2004): 4.

53	  Rocha (2000).

54	 GIZ (2012): 3.

Staates basiert, der die Bevölkerung auf seinem Staats-
gebiet kontrolliert und reguliert. Fragile Staaten erfüllen 
diese Voraussetzungen nicht und können Sicherheit 
weder nach innen noch nach außen gewährleisten. Im 
Kontext von Globalisierung und internationaler Vernet-
zung krimineller und terroristischer Akteure wird die 
Fragilität von Staaten daher als internationales Sicher-
heitsrisiko eingestuft.

Mit Geldern aus der IDE lassen sich staatliche Kapazitä-
ten untergraben und fragile Staaten weiter schwächen. 
Die Destabilisierung des Staates erfolgt auf mehreren 
Ebenen: Vertreter staatlicher Institutionen werden kor-
rumpiert oder direkt mit Akteuren aus der IDE besetzt. 
Mit erheblichen Geldern aus der florierenden Drogen-
ökonomie wird die legale Wirtschaft verzerrt und in 
den Hintergrund gedrängt. Da die illegale Wirtschaft im 
offiziellen Steuersystem nicht erfasst wird, gehen dem 
Staat auch Steuereinnahmen verloren. Bemühungen zur 
Eindämmung von IDE belasten den Staatshaushalt. Wenn 
der Staat Drogenbauern mit repressiven militärischen 
Mitteln und Mitteln des Strafrechts verfolgt und/oder 
ein Bezug zwischen IDE und Staat vermutet wird, kann 
dies den Verlust staatlicher Legitimität in den Augen der 
Bevölkerung bedeuten.

Zusätzlich untergraben wird die Legitimität des Staates 
durch die Existenz von parallelen Regierungsstrukturen 
oder „Schattenstaaten“, die sich in den von ihnen kon
trollierten Gebieten an die Stelle des Staates stellen. Ver-
suche zur Aufrechterhaltung oder Schaffung von Ord-
nung und Kontrolle des eigenen Staatsgebiets werden für 
staatliche Akteure immer aufwendiger und teurer. Kor-
ruption, mangelnde Steuereinnahmen und der Verlust 
staatlicher Leistungsfähigkeit unterhöhlen die staatliche 
Legitimität und erhöhen die Fragilität von Staaten. Hier 
schließt sich der Kreis: Fragile Staaten schaffen günstige 
Rahmenbedingungen für die Etablierung von IDEs und 
IDEs erhöhen die Fragilität von Staaten.50 

Gleichzeitig investieren nicht nur außerstaatliche Akteu-
re in die IDE und profitieren von Besteuerung, Anbau, 
Handel und Verkauf von Drogen. In manchen Staaten, 
haben sich staatliche Akteure etabliert, die mitunter in 
IDEs verstrickt sind oder diese kontrollieren. In diesen 
Ländern steigert der Staat seine bloße Macht – nicht 
seine Legitimität oder seine langfristige Funktionalität 
im Sinne von Rechtsstaatlichkeit –, indem er an den 
Ressourcen, die die IDE generiert, partizipiert und damit 
wie eine kriminelle Vereinigung funktioniert. Schlechte 

50	  Brombacher (2010b).
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Invasion hatte Afghanistan nicht nur seine Nahrungs-
mittel selbst produziert, sondern rund 30 Prozent seiner 
Exporte waren tatsächlich Agrarprodukte, was dem Land 
jährlich einige 100 Millionen USD an Einnahmen ver-
schaffte. Während des an die Invasion anschließenden 
Kriegs verminten sowjetischen Truppen gezielt Acker- 
und Weideland, bombardierten Bewässerungskanäle und 
Viehbestände und vernichteten Infrastruktur, um die 
oppositionellen Mudschaheddin zu besiegen. Dies und 
die Jahre des Bürgerkriegs nach dem Abzug der sowje-
tischen Truppen aus Afghanistan ließen die Pro-Kopf-
Produktion an Getreide zwischen 1978 und 2000 um 
fast 45 Prozent zurückgehen.58 Mit Schlafmohn ließen 
sich Einkünfte erwirtschaften, ohne die die bäuerlichen 
Familien nicht überlebt hätten. Ein weiterer wichtiger 
Faktor war, dass mit dem Ende der Blockkonfrontation 
Zahlungen der Sowjetunion und der USA an beide 
Konfliktparteien eingestellt wurden und lokale Befehls-
haber andere Finanzierungsquellen finden mussten. Sie 
verpflichteten die Bevölkerung ihres jeweiligen Gebietes 
zur Zahlung von Steuern. Die Steuerschuld konnte nur 
begleichen, wer den Streitkräften junge Männer überließ, 
sich als Schmuggler betätigte oder Schlafmohn anbaute.

4.4 �Illegale Drogenökonomien finanzieren und  
verlängern bestehende Konflikte und verändern 
die raison d’être von bewaffneten Gruppen 

Es ist unstrittig, dass Profite aus der IDE in Staaten wie 
Kolumbien oder Afghanistan eine der wichtigsten Finan-
zierungsquellen für bewaffnete Gruppen sind. 

Kriege und bewaffnete Konflikte sind dynamische 
Prozesse. Ein bewaffneter Konflikt, der von ideologi-
schen Differenzen oder ethnischen Ungerechtigkeiten 
ausgelöst wird, verändert sich in seinem Verlauf. Häufig, 
und insbesondere in Staaten in denen IDEs bestehen, 
bilden sie einen Gewaltmarkt heraus und nehmen so 
eine ökonomische Eigendynamik an.59 Haben bewaffnete 
Gruppen diesen „motivational change“ 60  durchlaufen, 
können Verhandlungslösungen, die auf die politischen 
Ziele der bewaffneten Gruppen abzielen, nur noch ins 
Leere laufen. Denn das wirtschaftliche Überleben der 
Gewaltunternehmer hängt von der Fortsetzung des 
bewaffneten Konfliktes ab. Das Vorhandensein von leicht 
abbaubaren hochprofitablen Rohstoffen (neben Drogen 
vor allem Diamanten, sofern sie im Tagebau abgebaut 

58	 Rubin (2004): 198.

59	� Zum Konzept der Gewaltmärkte vgl. Elwert et al. (1999); Elwert (2003); 
Collier/ Hoeffler (2001); Keen (1998).

60	 Cornell (2005): 758.

können auch von Frauen und Kindern angebaut werden 
und wachsen nahezu überall. Besonders anschaulich 
wird dies im Fall von Myanmar und Afghanistan.

Schlafmohn wurde in Myanmar bereits kultiviert lange 
bevor die Ostindien-Kompanie Ende des 18. Jahrhunderts 
den Anbau in großem Maßstab förderte. Anders als heute 
war der Anbau von Schlafmohn jedoch früher keine Über-
lebensstrategie. 55 Besonders in den Hochlandregionen im 
Norden und Osten kann der Anbau von Nahrungspflan-
zen wie Reis heute nicht mehr die Ernährungssicherheit 
der Landbevölkerung sicherstellen. Eine im Jahr 2000 von 
UNDCP (heute UNODC) durchgeführte Studie ergab, dass 
96 Prozent aller Haushalte in der Wa-Region im äußersten 
Osten Myanmars Opium anbauten, um mit den Über-
schüssen Reis zu kaufen, da die eigene Reisproduktion 
nicht mehr ausreichte.56 Der bewaffnete Konflikt, der 
im Prinzip seit der Unabhängigkeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg bis Ende der 1990er-Jahre andauerte, hat eine 
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung der Region verhin-
dert. Der Konflikt hatte zwei wesentliche Folgen für die 
Landbevölkerung: Erstens wurden große Teile der männli-
chen bäuerlichen Bevölkerung von den verschiedenen 
Fraktionen der Konfliktparteien rekrutiert. Zweitens 
flohen viele Familien aus den Tälern, in denen die meisten 
Kämpfe stattfanden, und suchten Zuflucht in abgelege-
nen Gebirgsregionen.57 Da große Teile der männlichen 
Bevölkerung als Kombattanten dienten und sich nicht an 
den arbeitsintensiven landwirtschaftlichen Prozessen be-
teiligen konnten und da die Felder in den Tälern zerstört 
waren, mussten betroffene Familien alternative Einkom-
mensquellen finden. Die pflanzenbaulichen Eigenschaften 
von Schlafmohn machten den Anbau rentabel: Er wächst 
selbst in den abgelegensten Gebirgsräumen und setzt 
keine Pflanz- oder Erntetechniken voraus, die besondere 
Körperkraft verlangen, so dass auch Familien ohne junge 
Männer Schlafmohn anbauen können. Aufgrund der an-
haltenden Nachfrage zumeist chinesischer Drogenhändler 
schließlich war der Anbau von Schlafmohn prädestiniert 
als wahrscheinlichste Einkommensalternative für vom 
Krieg betroffene Familien.

In Afghanistan war der Anbau von Schlafmohn zu 
medizinischen und sozialen Zwecken und wegen seiner 
entspannenden Wirkung jahrhundertelang weit verbrei-
tet. Allerdings gab der Krieg im Gefolge der sowjetischen 
Invasion in den späten 1970er Jahren dem Anbau illega-
ler Drogenpflanzen neues Gewicht. Vor der sowjetischen 

55	 Tröster (2004): 71ff.

56	 UNDCP (2000).

57	 Tröster (2004).
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verteidigungsgruppen von Kolumbien (AUC, Autodefensas 
Unidas de Colombia). Die AUC wurde 1997 als Dachorga-
nisation verschiedener lokaler und regionaler paramili-
tärischer Gruppierungen gegründet. Ihre Vorläuferorga-
nisationen waren die Privatarmeen von Landbesitzern 
und Drogenbaronen, die Anfang der 1980er-Jahre gebildet 
wurden, um Großgrundbesitzer vor Schutz- und Lösegel-
derpressung durch die FARC und eine weitere linksgerich-
tete Rebellengruppe, die Nationale Befreiungsarmee (ELN, 
Ejército de Liberación Nacional), zu schützen. Die AUC 
behaupteten offiziell, den Staat vor Kommunismus und 
sozialem Zerfall zu schützen. 64 Diese Selbstbewertung der 
AUC wurde von verschiedenen Verfassern stark ange-
zweifelt. Sie schätzen die AUC als kriminelle Organisation 
ein, die lediglich einen „politischen“ Standpunkt vertrat, 
um ihre Verhandlungsposition bei den Gesprächen mit 
der Regierung Uribe zu verbessern.65 Im Anschluss an die 
Demobilisierung des Großteils der AUC nach 2005 gibt 

64	 ICG (2005b): 6.

65	 Oldenburg/ Lengert (2006).

werden können) und die damit verbundenen Gewinn-
möglichkeiten tragen zur Verschärfung und Verlänge-
rung bewaffneter Konflikte bei.61 Die daraus generierten 
Erlöse können in die Fortsetzung und Ausweitung des 
bewaffneten Konflikts investiert werden: „the capa-
bilities of insurgents are increased by the presence of 
narcotics“.62 Illegale Drogen sind eine lootable resource: 
Sowohl Koka als auch Opium sind einfach anzubauen, zu 
lagern und zu handeln und werden ständig nachgefragt. 

Die IDE fungiert in zahlreichen Konflikten als Finanzie-
rungsquelle für bewaffnete Gruppen; die bekanntesten 
Beispiele sind der anhaltende Bürgerkrieg in Kolumbien 
und der Konflikt in Afghanistan.

In Kolumbien ist die wichtigste und heute noch aktive 
IDE-betreibende bewaffnete Gruppe die FARC (Fuerzas 
Armadas Revolucionarias de Colombia, Revolutionäre 
Streitkräfte Kolumbiens). Ihre Ursprünge gehen auf den 
Bürgerkrieg zwischen liberalen und konservativen Kräften 
zurück (1948-1954), als die Kommunistische Partei den 
kriegsbedingten allgemeinen Kollaps des Staatssystems 
nutzte, um kleine Gruppen von Bauern zu bilden und zu 
bewaffnen. Offiziell gegründet wurde die FARC 1964. Ihr 
politisches Hauptmotiv war, die Interessen von Pächtern 
und kleinen Landbesitzern gegenüber Großgrundbesit-
zern und dem kapitalistischen System zu verteidigen.63 

Die zweite maßgebliche, in der IDE sehr aktive Gruppe 
waren die mittlerweile demobilisierten Vereinten Selbst-

61	 Ross (2004): 344ff.

62	 Cornell (2005): 753.

63	 Labrousse (1999).

In Lateinamerika bauen die Regierungen vielfach auf die 
Kollaboration der Zivilbevölkerung bei der Eindämmung 
der illegalen Drogenökonomie. Dieses Schild aus Peru 
verspricht den Bürgern eine Belohnung, die Hinweise zu 
Drogenanbaukulturen an die Behörden liefern. Bauern 
in Peru, die nicht nachweisen können, dass sie Koka 
zu legalen Zwecken anbauen, laufen Gefahr, dass ihre 
Kokakulturen ausgerissen werden. Im Gegensatz zu der 
in anderen Staaten lange üblichen Praxis, Drogenkultu-
ren aus der Luft mit Pflanzengift zu besprühen, werden 
illegale Kokafelder in Peru und in Bolivien ausschließlich 
per Hand ausgerissen.
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dazu, dass staatliche Zuschüsse für Weizen versiegten. Dies 
zwang die Bauern, nach anderen Einkommensquellen zu 
suchen. Und auf lokaler Ebene erhöhten die Jahre innerer 
Unruhen den wirtschaftlichen und ökologischen Druck, 
Schlafmohn anzubauen. So wurde der Schlafmohnanbau 
zu einer wichtigen Strategie, mit der sich die Auswirkun-
gen des Konflikts auf die Gemeinden abfedern ließen.67 
Die immer weniger von außen protegierten Konfliktpar-
teien, waren nun gezwungen, ihr Einkommen selbständig 
zu sichern. 

Im Grunde beteiligen sich heute alle Gruppen, die seit 
dem Abzug der sowjetischen Truppen am afghanischen 
Bürgerkrieg teilnehmen, auf die eine oder andere Weise 
an der IDE. Wiederholt haben westliche Behörden auch 
die Verwicklung des Terrornetzwerkes al-Qaida betont. 
Beweisen ließ sich dieser Vorwurf jedoch nur unzurei-
chend. Die 9/11-Kommission zum Beispiel fand nur 
wenige Belege für die Verwicklung der al-Qaida in den 
Drogenhandel. Nachweislich in der IDE in Afghanistan 
aktive Gruppen sind, wie erwähnt, Hekmatyars Partei 
Hizb-e Islami und die Taliban, jedoch auch die Akteure 
der Nordallianz. Seit Mitte der 2000er Jahre hat sich die 
afghanische Drogenökonomie als geltendes ordnungspo-
litisches System etabliert.68

Die erheblichen Einkünfte aus der IDE erlauben ihren 
Betreibern, Kämpfer zu rekrutieren und Waffen zu 
kaufen, aber auch Legitimität gegenüber der Bevölke-
rung zu gewinnen, indem Geld für wohltätige Zwecke 
zur Verfügung gestellt wird. „Crime and drugs are, hence, 
instrumental in enabling a group to threaten the state‘s 
monopoly of the use of force and control over territory, 
as well as the security of individuals”.69 

4.5 �Illegale Drogenökonomien verschärfen  
bestehende lokale Konflikte

Die Auswirkungen der illegalen Drogenökonomie hin-
sichtlich der Konflikte, die sie auf lokaler Ebene ver-
ursacht, sind bisher kaum untersucht worden. Eine im 
Rahmen des Project for Alternative Livelihoods in Eastern 
Afghanistan (PAL) der damaligen GTZ (heute GIZ) zu die-
sem Aspekt beauftragten Studie zeigt: Die IDE kann zwar 
nicht als maßgebliches Moment bei der Eskalation von 
Konflikten identifiziert werden; bestehende lokale Kon-
flikte werden jedoch beeinflusst und zum Teil verschärft.70

67	 Goodhand (2000): 93ff.

68	 Maaß (2010): 6.

69	 Ballentine (2003): 262.

70 Köhler (2005).	

es heute eine Vielzahl von kriminellen Gruppierungen, 
die unmittelbar in Nachfolge der Paramilitärs stehen. 
Die so genannten bandas criminales (kriminelle Banden) 
sind maßgeblich an der Drogenökonomie beteiligt und 
verwenden bestenfalls vorgeschobene politische Legiti-
mierungsdiskurse.66 

Die Strategien von FARC und AUC zur Finanzierung 
ihres Kampfes glichen einander: Gelder werden in der 
IDE oder durch Lösegeldzahlungen, Erpressung und die 
Ausfuhr von Rohstoffen wie Gold und Nutzhölzer er-
wirtschaftet. Für die Verwicklung der FARC in die illegale 
Drogenökonomie gibt es zahlreiche Belege. Mehrere 
FARC-Blöcke erheben Steuern auf jedes Kilogramm 
Kokapaste oder Kokain, das in ihrem Gebiet produziert 
wird (die so genannte gramaje). Außerdem werden Steu-
ern auf die Benutzung der Landebahnen erhoben, auf 
denen Großhändler und Produzenten die erforderlichen 
Chemikalien und Ausgangsprodukte ein- und Kokain 
ausfliegen. Abgesehen von der Besteuerung schien die 
FARC lange Zeit nicht direkt an Kokaanbau, Drogenpro-
duktion und Drogenhandel beteiligt zu sein. Inzwischen 
gilt es jedoch als nachgewiesen, dass die FARC direkt in 
dem transnationalen Kokainhandel an den kolumbiani-
schen Grenzen nach Ecuador und Venezuela involviert 
sind und sich einige ihrer Mitglieder selbst als Exporteu-
re betätigen. Lange Zeit oblag die direkte Partizipation 
im Kokainexport den Paramilitärs. Deren Teilhabe am 
Kokaanbau und in der Drogenproduktion war in den von 
den AUC kontrollierten Regionen viel offensichtlicher.

Im Hinblick auf die Finanzierung bewaffneter Konflikte 
ist die Situation in Afghanistan vergleichbar. Bewaffnete 
Gruppen finanzieren sich aus Einnahmen aus der IDE, 
und zwar bereits seit Mitte der 1980er Jahre. Das heißt, 
dass schon vor dem Ende der Zahlungen aus den USA und 
der Sowjetunion an die jeweiligen Konfliktparteien im 
Kontext der Blockkonfrontation Anfang der 1990er-Jahre 
IDE als Finanzierungsquelle genutzt wurde. Der größte 
Nutznießer des Schlafmohnanbaus und des Handels mit 
Rohopium war damals die sunnitische Partei Hizb-e Islami 
unter Führung von Gulbuddin Hekmatyar. Am stärksten 
boomte der Schlafmohnanbau in Afghanistan Anfang 
der 1990er Jahre. Für diese Entwicklung gab es mehrere 
Gründe: Auf regionaler Ebene öffnete sich durch die Aus-
höhlung zentraler Autorität und den Beginn des Bürger-
kriegs im benachbarten Tadschikistan ein wichtiger neuer 
Exportweg für Rohopium. Auf nationaler Ebene führte 
der vollständige Zerfall staatlicher Autorität nach dem 
Zusammenbruch des Najibullah-Regimes unter anderem 

66	 Helfrich (2009a): 3ff. 



27

drogen. Entwicklung. gewalt.

sich überwiegend junge Männer, da das damit verbun-
dene Risiko höher ist. Damit hat sich die Verteilung von 
Reichtum grundlegend geändert. So schreibt Goodhand:

„Die Opiumwirtschaft hat innerhalb des Dorfes durch 
die Art, wie Reichtum generiert und verteilt wird, neue 
Spannungen erzeugt. Sie hat „Neue Reiche“, nämlich 
am Opiumhandel beteiligte junge Männer und die 
Kommandanten geschaffen, die ihn besteuern und 
kontrollieren.“71

Die finanzielle Stärke dieser Gruppen bringt das soziale 
Gefüge aus dem Gleichgewicht und mindert die Autorität 
traditioneller informeller Institutionen (z.B. die Autorität 
von Ältestenräten). Bei mangelnder Autorität aber sind 
die informellen Institutionen nicht mehr in der Lage, 
Konfliktlösungen durchzusetzen. Gleichzeitig könnte die 
Auflösung dieser Strukturen auch Chancen bieten, wenn 
sie denn durch funktionierende andere Institutionen 
ersetzt würden. Doch dafür gibt es in Gebieten mit IDE 
oft kein Potenzial.

4.7 �Konfliktsituationen steigern  
illegalen Drogenkonsum

Traumatische Kriegserlebnisse wie der Verlust von  
Familienmitgliedern, Freunden oder dem eigenen  
Zuhause und das Miterleben von Kriegsverbrechen 
haben bei großen Teilen der Bevölkerung in vom Krieg 
heimgesuchten Ländern und Regionen schwere psychi-
sche Verletzungen verursacht. Behandlungsmöglich-
keiten gibt es oft nicht. Einrichtungen, die zum Beispiel 
Patienten mit Posttraumatischem Belastungssyndrom 
(PTSD, Post-traumatic Stress Disorder) behandeln, bleiben 
die Ausnahme, und viele PTSD-Patienten sind nicht in 
der Lage, ihre traumatischen Erfahrungen allein zu  
bewältigen. Untersuchungen in Postkonfliktregionen  
haben ergeben, dass das Ausmaß von Drogensucht viel-
fach auch fünf Jahre nach Konfliktende noch sehr hoch 
ist.72  Dabei dient die Droge sowohl der Verdrängung 
erlittener Traumata von Tätern und Opfern als auch der 
Verdrängung der schwierigen individuellen wie gesell-
schaftlichen Lage im vom Krieg beschädigten Land. 

Hinzu kommt, dass Kombattanten, vor allem Kindersol-
daten, vielfach unter Drogen gesetzt wurden, um Durch-
haltevermögen, Aggressivität und Unempfindlichkeit 
gegenüber Leid und Schmerz zu steigern. 

71	 Goodhand (2000): 95.

72	 Blatter (2002): 48.

Der Anbau von Drogenpflanzen erhöht den Wert knap-
per Güter, zum Beispiel künstlich bewässertes Land, 
was bestehende Konflikte um Wasser und Land schürt. 
Konflikte um diese Ressourcen werden häufig gewaltsam 
ausgetragen. In Afghanistan haben Konflikte auf lokaler 
Ebene oft ein hohes Gewaltpotenzial, da akzeptierte for-
melle (rechtsstaatliche) oder informelle Institutionen zur 
gewaltfreien Konfliktlösung fehlen. Hinzu kommt ein ge-
nerell hohes Maß an gesellschaftlich akzeptierter Gewalt 
innerhalb der ländlichen Gesellschaft aufgrund kultureller 
und historischer Erfahrungen. Der Studie zufolge wird 
im untersuchten Gebiet auf zwei Mittel zur Wahrung der 
eigenen Interessen im Konfliktfall gesetzt: die Anschaf-
fung von Waffen und Schutzgeldzahlungen. Die dafür 
benötigten Gelder werden auch in der IDE erwirtschaftet. 
Diese Strategien führen zu einer Konflikteskalation statt 
zu dauerhaft befriedigenden Konfliktlösungen. 

4.6 �Illegale Drogenökonomien gefährden  
traditionelle Institutionen und bauen auf  
informelle Institutionen

Illegale Drogen werden überwiegend in Regionen ange-
baut, die durch das Fehlen zentralstaatlicher Kontrolle 
geprägt sind. Dennoch leben die Menschen in diesen 
Gegenden nicht ohne jede Form von Regulierung. 
Vielmehr wird ihr Leben in den meisten Gebieten von 
einem dichten Netz aus traditionellen, informellen 
Institutionen geregelt, die – wenn sie positiv besetzt 
sind – sich vielfach als robuster erweisen als formelle 
staatliche Institutionen. Diese informellen Institutio-
nen garantieren gesellschaftliche Stabilität und bieten 
überall dort, wo der Staat nicht präsent ist, alternative 
Formen gesellschaftlicher Ordnung. Informelle Institu-
tionen – wie Nepotismus und Korruption – können aber 
auch dem Erhalt von IDE dienen und sich negativ auf die 
Konfliktregulierung auswirken.

Goodhand hat 2000 die Auswirkungen der Schlafmohn-
wirtschaft (OPE, Opium Poppy Economy) in Nordost-
Afghanistan in den Jahren der Taliban-Herrschaft 
untersucht. Eines seiner Ergebnisse ist, dass Gelder aus 
der IDE informelle Institutionen, die vormals gesell-
schaftliche Stabilität garantierten, untergraben. In dem 
von Goodhand analysierten Gebiet werden traditionelle 
Führungsfunktionen von Gruppen von Dorfältesten 
erfüllt. Sie sind für eine Reihe von Aufgaben verantwort-
lich. So treiben sie Steuern ein, rekrutieren Männer für 
lokale Milizen, schlichten Streitigkeiten und organisieren 
Gemeinschaftsaktionen wie Bau- oder Instandhaltungs-
arbeiten. An lukrativeren Arbeiten im Rahmen der OPE 
jedoch, etwa am Zwischen- oder Großhandel, beteiligen 
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Im europäischen Straßenhandel fielen die Preise für ein 
Gramm Kokain im selben Zeitraum deutlich drastischer 
von 192 auf 85 USD (inflationsbereinigte Preise).76 

Für die geringe Preisvariation bei steigender Mittel-
investition in Angebotskontrollmaßnahmen gibt es 
verschiedene Erklärungen. Eine verbreitete Erklärung 
für weitgehend stabile oder sinkende Preise für organi-
sche Drogen liegt im Verweis auf Verlagerungseffekte 
(Ballon-Effekte) des Handels wie des Anbaus: Der ille-
gale Drogenmarkt reagiert flexibel auf externe Inter-
ventionen und der Anbau wie der Handel verlagert sich 
nur, verschwindet jedoch nicht. Dies ist immer dann 
möglich, wenn im Anbau tätige Bauern und Drogen-

76	 UNODC (2011a): 115.

Die internationale Antwort auf die Bedrohung durch 
die Produktion und den Konsum illegaler Drogen 
basiert rechtlich auf drei Übereinkommen der Verein-
ten Nationen. Diese Übereinkommen zeigen, dass die 
Staatengemeinschaft sich der Gefahren von Drogen seit 
langem bewusst ist. Dennoch waren die Anstrengungen 
zur Überwindung der Drogenproblematik bisher wenig 
erfolgreich.

Bisher wurden drei wesentliche Strategien zur Angebots-
reduzierung entwickelt:

∙ Die Zerstörung von Anbauflächen

∙ �Polizeiliche und militärische Einsätze zur Unterbre-
chung des Drogenhandels (interdiction)

∙  �Alternative Entwicklungsmaßnahmen, um die Abhän-
gigkeit der Bauernfamilien von der Drogenökonomie 
zu reduzieren.

In der Vergangenheit wurde ein Großteil der zur Unter-
bindung der Drogenproblematik aufgewandten Mittel 
für die ersten beiden Strategien, d.h. für die Zerstörung 
von Pflanzungen und für die verstärkte Kontrolle von 
Drogentransitrouten eingesetzt.73 Ziel dieser Maßnahme 
ist es, eine rasche Verringerung des Drogenangebots zu 
erreichen. Die daraus folgende Erhöhung der Einzelhan-
delspreise durch Verknappung der verfügbaren illegalen 
Drogen sollte diese unerschwinglich machen und damit 
den Konsum senken. Allerdings blieb ein Anstieg der 
Preise aus. Im Gegenteil: Heroinpreise auf dem europä-
ischen Markt sanken zwischen 2003 und 2009 deut-
lich von über 250 €/Gramm auf deutlich unter 200 €/
Gramm74; Kokainpreise in den USA fielen von 274 USD/
Gramm im Jahr 1990 auf 237 USD/Gramm im Jahr 200975. 

73	� So waren im Zeitraum 2000–2004 nur 639 Millionen von insgesamt 
3,3 Milliarden USD, die die USA für die Drogenbekämpfung in Kolum-
bien bereitgestellt hatte, für die Förderung von Wirtschaft, Gover-
nance und sozialen Belangen bestimmt. Der Großteil des Hilfsbudgets 
war für die Ausbildung und Ausrüstung kolumbianischer Drogen-
bekämpfungseinheiten von Polizei und Militär bestimmt (siehe ICG 
(2005b): 24). Im US-Budget 2006 für Drogenbekämpfung in Bolivien 
und Peru wurden die Gelder, die für alternative Entwicklung und 
Institutionsentwicklung bereitgestellt waren, um 10 bzw. 20 Prozent 
gekürzt (ICG (2005a): 17).

74	 UNODC (2011a): 79.

75	� Reinheits- und inflationsbereinigte Straßenhandelspreise laut  
UNODC (2011a): 115.

5.	� Internationale Drogenpolitik zur Eindämmung von 
IDEs und entwicklungspolitische Ansätze

UN Abkommen zur Drogenproblematik

Der erste umfassende Vorstoß, illegale Drogen unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zu ver-
bieten, ist das „Einheits-Übereinkommen von 1961 
über Suchtstoffe“, 1972 geändert durch das „Pro-
tokoll zur Änderung des Einheits-Übereinkommens 
von 1961 über Suchtstoffe“. Das Übereinkommen 
und das Änderungsprotokoll regeln die Kontrolle 
von Anbau, Produktion, Export, Import, Besitz und 
Konsum von mehr als 100 Substanzen auf Pflanzen-
basis. Dabei lag das Hauptaugenmerk auf Derivaten 
von Schlafmohn, Kokablättern und Cannabis. Die 
Anfang der 1970er-Jahre zunehmende Verfügbarkeit 
synthetischer Drogen und sich ändernde Konsumge-
wohnheiten führten zum „Übereinkommen von 1971 
über psychotrope Stoffe“, das die Kontrolle von mehr 
als 100 synthetischen Drogen wie Amphetaminen, 
Ecstasy, Valium und LSD regelt. Schließlich wurden 
1988 mit dem „Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen gegen den unerlaubten Verkehr mit Sucht-
stoffen und psychotropen Stoffen“ weitreichende 
Bestimmungen gegen den Drogenhandel eingeführt. 
Das Übereinkommen beinhaltet explizit Maßnahmen 
zur Eindämmung von Geldwäsche und des Handels 
mit Vorläuferstoffen für die Drogenproduktion sowie 
Bestimmungen für die internationale Zusammenar-
beit im Bereich Strafverfolgung.
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Lange Zeit arbeiteten insbesondere arme Einwanderer 
aus Myanmar in Nord-Thailand im Schlafmohnanbau. 
Von der beeindruckenden ländlichen Entwicklung in 
den früheren Anbauregionen, dem Aufbau nachhaltiger 
agrarischer Wertschöpfungsketten, der Schaffung von 
Marktzugang und sozialer Infrastruktur profitiert auch 
die ehemalige Migrationsbevölkerung, deren Einkom-
menssituation und Zugang zu staatlichen Versorgungs-
leistungen erheblich verbessert worden ist.

händler über Ausweichgebiete mit nicht-existenter oder 
schwacher staatlicher Kontrolle verfügen, was auf die 
meisten Drogenanbau- und Handelsregionen zutrifft. 
Durch Anbau- und Transitkontrolle wurden zwar immer 
wieder kurzzeitige Preisspitzen erzielt, diese wurden 
jedoch rasch wieder durch Verlagerungseffekte neutra-
lisiert. Anhänger der eradication-Strategie bezweifeln 
hingegen, dass die Maßnahmen massiv genug gewesen 
seien und fordern: more of the same. Sie weisen auch 
auf Erfolge dieser Strategie hin, wie sie etwa in Thailand 
erzielt werden konnten. 

Auch Ansätze der alternativen Entwicklung, die den 
Anbauern von Drogenpflanzen sozio-ökonomische 
Alternativen eröffnen sollten, sind nicht immer erfolg-
reich gewesen. Zwar ist der Ansatz, Drogenanbau als ein 
Entwicklungsproblem zu definieren, richtig. In der Um-

Beispiel Thailand

Repressive Drogenbekämpfung in Kombination mit 
lokalen Infrastrukturmaßnahmen und anderen Hil-
fen für die betroffenen Gemeinden

In Thailand hat sich eine nationale Drogenstrate-
gie als erfolgreich erwiesen, die vor allem aus einer 
deutlichen Erhöhung der staatlichen Präsenz in den 
Drogenanbaugebieten bestand. In Thailand führt 
man den Erfolg bei der Reduzierung des Angebots 
vor allem auf die Kombination von erhöhten Investi-
tionen in lokale Infrastruktur und erhöhten polizei-
lichen Druck zurück. Der Ausbau der Infrastruktur 
machte den Anbau legaler Feldfrüchte wirtschaftlich. 
Die sozio-ökonomischen Lebensverhältnisse wurden 
auch durch die verstärkte Bereitstellung materieller 
und immaterieller Gemeingüter verbessert, was vor 
allem zuvor marginalisierten Bevölkerungsgruppen 
half (Korff/ Djedje 2005: 294f). 



30

drogen. Entwicklung. gewalt.

genkontrollstrategie in einem Umfeld, dass nicht von ei-
nem politisch motivierten bewaffneten Konflikt geprägt 
ist, aufzeigen: In Bolivien gibt es keine nicht-staatlichen 
Gewaltakteure. Der Kokaanbau ist in Bolivien bedingt 
legal – das so genannte Gesetz 1008 (1998) erlaubt den 
Kokaanbau bis zu einer Obergrenze von 12.000 ha im 
Land, wobei sich der Anbau auf die beiden Regionen 
Yungas und Chapare zu begrenzen hat. Dort gilt zudem 
eine individuelle Obergrenze von einem cato (0,16 ha). 
Dieser „traditionelle“ Kokaanbau wird geduldet, um den 
Bedarf an Kokablättern für das Kauen, Tee und rituelle 
Zwecke zu decken. Faktisch werden in Bolivien jedoch 
derzeit rund 30.000 ha Koka angebaut.79 Die Überschuss-
produktion fließt in die illegale Kokainökonomie.

Der Ausdruck Cocalero bezeichnet einen Bauern, der Koka 
anbaut, vorrangig in den Yungas sowie im Chapare. Die 
Cocalero-Bewegung hat ihre Wurzeln in den bäuerlichen 
Zusammenschlüssen, die in der Bauern- und Landarbei-
tergewerkschaft (CSUTCB, Confederación Sindical Unica de 
Trabajadores Campesinos de Bolivia) organisiert sind. Diese 
erhält von jeher die Unterstützung großer Teile der Land-
bevölkerung. Zu den Hauptforderungen der Cocalero-Be-
wegung zählt die Ausweitung der legalen Anbaufläche, die 
internationale Anerkennung des traditionellen Konsums 
von Kokablättern, die begriffliche Trennung von Koka und 
Kokain, Kokaproduzenten sowie zwischen Drogenhänd-
lern und Kokakonsumenten und Drogenabhängigen.80 Seit 
Ende der 1990er Jahre gewann die Cocalero-Bewegung 
in Bolivien durch den heutigen Staatspräsidenten Evo 
Morales und seine Partei Movimiento al Socialismo an poli-
tischem Gewicht. Morales ist auch als Staatspräsident noch 
Vorsitzender der Cocalero-Gewerkschaften im Chapare. 

Das Gesetz 1008 zur Regulierung des Kokaanbaus war 
auf Druck der USA 1988 verabschiedet worden.81 Dieses 
Gesetz beendete die vorherige Politik der Legalisierung 
des Kokaanbaus und Regulierung des Verkaufs und ver-
bot den Kokaanbau im größten Teil des Landes. Im Jahr 
1997 stellte die Regierung unter Präsident Hugo Banzer 
den Plan Dignidad (Plan der Würde) vor, mit dem der 
Kokaanbau innerhalb von fünf Jahren ab 1998 auf null 
reduziert werden sollte. Der Plan ruhte auf vier Säulen: 
Alternative Entwicklung, Prävention und Rehabilitation, 
Anbauzerstörung und Unterbindung des Drogenhandels. 

Zentraler Bestandteil des Plans war der Einsatz von 
Armee-Einheiten mit erweiterter Befehlsgewalt plus 

79	  UNODC (2010): 99.

80	  Transnational Institute (2004): 17; ICG 2005a: 10.

81	  Ledebur (2005): 145.

setzung wurden aber offenbar immer wieder wesentliche 
Erfolgsfaktoren unterschätzt. Dazu zählen u.a.: 

∙ �die Einbindung aller wesentlichen Akteure, vor allem 
auch der Gemeinden,

∙ die flexible Anpassung an lokale Gegebenheiten, 

∙ ein mittel- bis langfristiges Engagement, 

∙ �die Komplementarität der Ansätze (z.B. Einbindung des 
Justizsektors) und eine Zusammenarbeit der Akteure 
aus dem Sicherheitsbereich mit denen aus dem Ent-
wicklungsbereich, 

∙ die Achtung der Menschenrechte, 

∙ �und die Gewährung von Übergangsphasen für die Bau-
ern, so dass sie sich der Tragfähigkeit der alternativen 
Einkommensmöglichkeiten versichern können.77

Kleinbauern, die Schlafmohn oder Koka anbauen, sollten 
nicht als Kriminelle betrachtet werden. Als ohnehin 
schwächstes Glied der Wertschöpfungskette ist ihr Ein-
kommen gering und ihre Vulnerabilität hoch. Entwick-
lungsmaßnahmen zur Reduzierung der Abhängigkeit von 
Kleinbauern von der Drogenökonomie sollten nicht in 
Form isolierter Maßnahmen zur Unterbindung des Dro-
genanbaus erfolgen, sondern im weiteren Rahmen nach-
haltiger ländlicher Entwicklung. Sind Maßnahmen der 
Alternativen Entwicklung breiter gefasst, um die Unter-
entwicklung im ländlichen Raum abzubauen, so steigen 
ihre Erfolgschancen. Dennoch dienen diese Maßnahmen 
nur bedingt der Drogenkontrolle. Meist können dadurch 
nur lokale, oder regionale Erfolge erzielt werden, ohne 
dass sich an dem Gesamtvolumen eines nationalen oder 
globalen Drogenmarktes etwas ändern würde. Verlage-
rungseffekte aufgrund gleichbleibender Nachfrage macht 
potentielle Erfolge in der Gesamtstatistik schlicht zunich-
te. Droht bei Maßnahmen zur alternativen Entwicklung 
bei schlechter Umsetzung der Misserfolg, so laufen repres-
sive Strategien Gefahr, bestehende Konflikte zu schüren. 
Dies zeigen Beispiele aus Bolivien und Afghanistan.78

5.1 �Die Cocalero-Bewegung und der  
Plan Dignidad in Bolivien

Am Fall der Cocalero-Bewegung in Bolivien lassen sich 
die gewaltsamen Auswirkungen einer repressiven Dro-

77	  GIZ (2012).

78	  Zum Begriff der Alternativen Entwicklung s. GIZ (2011a). 
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den afghanischen Konfliktparteien, sich auch nach dem 
Wegbruch der externen finanziellen Unterstützung im 
Zuge des Ost-West-Konflikts mit Kriegsmitteln auszu-
rüsten. Zugleich waren viele Bauern durch die Umstände 
und Auswirkungen des Krieges auf den Schlafmohnanbau 
ausgewichen, um ihre Lebensgrundlagen nach Zusam-
menbruch der legalen Exportwirtschaft zu sichern. Große 
Anbaugebiete gab es in den seit 1994 von den Taliban kon-
trollierten Gebieten der Provinzen Helmand, Kandahar, 
Nimrus, Farah, Uruzgan und Nangarhar sowie in der nörd-
lichen Provinz Badakhshan, Hochburg der oppositionellen 
Nordallianz. In den Jahren 2000 und 2001 jedoch änderten 
die Taliban ihre Politik und erklärten den Mohnanbau für 
illegal. Gleichzeitig begannen sie eine Kampagne zur Zer-
störung der Mohnfelder, die die gründlichste aller Zeiten 
sein sollte.84 In den Regionen, die von den Taliban kontrol-
liert wurden, kam die Schlafmohnproduktion praktisch 
gänzlich zum Erliegen.

Mit der Teil-Niederlage der Taliban gegen die US-
geführte Koalition nahm der Schlafmohnanbau erneut 
stark zu. Erst jetzt wurde das Thema Drogenkontrolle 
in Afghanistan zu einer internationalen Angelegenheit. 
Allerdings hatte die Eindämmung der OPE ursprünglich 
keine hohe Priorität unter den Verbündeten, die militä-
rische Ziele und den Kampf gegen al-Qaida priorisierten. 
Dazu gingen sie auch taktische Allianzen mit Warlords 
ein, die stark in die OPE involviert waren.85 Großbri-
tannien war zur Führungsnation im Kampf gegen die 
Drogenproduktion ernannt worden und setzte zunächst 
auf ein Programm, in dessen Rahmen das Opium von 
Bauern aufgekauft wurde. So sollte das Opium vom 
Markt abgezogen werden. Dies führte zu einer Produk-
tivitätssteigerung. Eine andere Strategie zielte darauf ab, 
regionale Gouverneure zu motivieren, Opiumfelder in 
ihren Gebieten zu zerstören. Da viele Kommandanten 
jedoch selbst in die OPE verwickelt waren, zerstörten sie 
oft anstelle der eigenen die von ihren Gegnern kontrol-
lierten Felder. 

84	  �Die Schlafmohnanbauflächen schrumpften von 82.171 Hektar im 
Jahr 2000 auf 7.606 Hektar im Jahr 2001. Warum die Taliban sich 
entschlossen, eine wichtige Einkommensquelle zu verbieten, ist 
umstritten. Einige Berichterstatter vertreten die Ansicht, religiöse 
Hardliner in den Reihen der Taliban hätten sich am Ende mit ihrer 
Auslegung des Korans durchgesetzt, nach der der Anbau von Opium 
im Widerspruch zum islamischen Recht stünde. Andere Analysten 
interpretieren den Anbaustopp marktwirtschaftlich: Aufgrund von 
Überproduktion waren die Opiumpreise stark gefallen, und das 
Verbot sollte den Marktpreis auf sein altes Niveau heben. Gleichzeitig 
war genug Rohopium in den Lagern, so dass eine kontinuierliche 
Versorgung gewährleistet war. Gleichzeitig konnten die Taliban als 
legitime Regierung auftreten, die bereit ist, ihre internationalen 
Verpflichtungen zu erfüllen (Felbab-Brown (2005): 56; Transnational 
Institute (2001): 17).

85	  Rubin (2004): 10f.

paramilitärischen Gruppierungen unter dem Komman-
do von Militärs direkt in Koka-Anbaugebieten, die die 
Kokafelder zerstören sollten. Die USA übernahmen die 
Finanzierung, die Ausbildung und den größten Teil der 
Koordinierung der Truppen. Die Entschädigung der Bau-
ern wurde von der bolivianischen Regierung reduziert 
und schließlich ganz abgeschafft.82 Das Schwergewicht 
dieses Konzepts lag auf Anbauzerstörung und Unterbin-
dung des Drogenhandels und weniger auf Maßnahmen 
zur Förderung alternativer Entwicklung. Aber auch die 
umgesetzten Entwicklungsprojekte waren nicht immer 
erfolgreich, so dass es vielerorts weiterhin an alternativen 
Einkommensmöglichkeiten mangelte.

Der Anfangserfolg bei der Umsetzung des Plans überrasch-
te Gegner und Befürworter gleichermaßen. Bis 2000 waren 
fast alle Kokafelder in der Chapare-Region zerstört. Ihrer 
Haupteinkommensquelle beraubt begannen die Kokabau-
ern jedoch sich gegen die Zerstörung der Felder zu wehren. 
Bald gehörten Straßensperren und Protestmärsche der 
Cocaleros zum Alltag; eine Dynamik, die auch fünfzehn 
Jahre danach noch anhält. Mehrfach kam es auf zerstörten 
Feldern, an Straßensperren und bei Protestmärschen zu 
Gewaltausbrüchen. Zwischen 1997 und August 2003 ver-
loren insgesamt 33 Cocaleros ihr Leben, und 27 Polizeibe-
amte und Soldaten wurden getötet. Im gleichen Zeitraum 
wurden weitere 567 Cocaleros und ungefähr 135 Polizisten 
und Angehörige des Militärs verwundet.83 

Angesichts des Ausmaßes an Gewalt, das mit der Zerstö-
rung der Felder verbunden war, sah sich die bolivianische 
Regierung gezwungen, einen Dialog mit den Cocaleros zu 
beginnen, der eine Reihe von Vereinbarungen zwischen 
beiden Parteien zum Ergebnis hatte. Die Morales-
Regierung setzt heute ebenfalls auf den Dialog mit der 
Cocalero-Bewegung. Allerdings werden bei individueller 
Überschreitung des legalen Kokaanbaus – mehr als 0,16 ha 
– ebenfalls Felder zerstört. Dasselbe gilt für den illega-
len Kokaanbau in Nationalparks. Insbesondere in den 
Yungas, wo der Einfluss von Evo Morales als geringer gilt, 
kommt es regelmäßig zu Konflikten zwischen lokalen 
Kokabauern und der Regierung. 

5.2 Drogenkontrollstrategien in Afghanistan

Seit Ende des Kalten Krieges ist Afghanistan ein bedeu-
tender Opiumproduzent. Erlöse aus der Schlafmohn-
wirtschaft (OPE, opium poppy economy) ermöglichten 

82	  Transnational Institute (2004): 7.

83	  �Büro des Menschenrechtsbeauftragten in Chapare, Januar 2004. 
Zitiert nach Ledebur (2005): 164.
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strafrechtliche Verfolgung des Drogenhandels, Nachfra-
gereduzierung, die Behandlung von Konsumenten und 
schließlich die Verbesserung der regionalen Kooperation.

Die Auswirkungen der zwischenzeitlich erfolgreichen 
Reduzierung des Schlafmohnanbaus sind bekannt. 
Familien, deren Schlafmohnfelder zerstört wurden, ent-
wickeln verschiedene Bewältigungsstrategien.87 Die erste 
und naheliegendste ist die Streichung von Ausgaben. 
Notwendige Investitionen in den Anbau legaler Nutz-
pflanzen werden hinausgezögert. Eine andere Strategie 
der Bauern besteht darin, Vermögenswerte zu verkaufen, 
um Schulden zu begleichen. Dabei kann es sich um gela-
gertes Rohopium handeln, Arbeitsgeräte wie Traktoren 
oder andere Maschinen, Land und manchmal gar Töch-

87	  Mansfield (2005); Transnational Institute (2005): 5.

Die Anbausaison 2003-2004 erlebte eine dramatische 
Ausweitung des Schlafmohnanbaus um fast 60 Prozent 
von 80.000 ha auf 131.000 ha.86 Dieser extreme Anstieg 
und die übereinstimmende Ansicht, der zufolge die in 
der OPE erwirtschafteten Gelder die gewaltsame Oppo-
sition gegen den afghanischen Zentralstaat anheizten, 
führten dazu, dass die Angebotsreduzierung nun mit 
erheblich mehr Nachdruck betrieben wurde. Im Februar 
2005 legte die afghanische Regierung, unterstützt von 
den USA und den anderen Bündnisstaaten, den Durch-
führungsplan für die Suchtstoffbekämpfung von 2005 
vor. Neben der Zerstörung von Opiumfeldern umfass-
te dies Maßnahmen zur Institutionenentwicklung, 
Informationskampagnen, die Schaffung alternativer 
Einkommensmöglichkeiten, die Unterbindung und 

86	  UNODC (2005a). 
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und 3) Förderung alternativer Einkommensmöglichkei-
ten zu kurz greift. Drogenökonomien sind Symptome 
von Entwicklungsdefiziten. Ein simples Ansetzen an den 
sichtbaren Auswirkungen dieser Defizite – am Anbau 
von Drogenpflanzen oder am Handel mit Drogen – führt 
unter Bedingungen fragiler Staatlichkeit nur zu der Verla-
gerung der Symptome, nicht jedoch zu einer Beseitigung 
der Ursachen. 

Zentrales Problem ist fragile oder gar abwesende Staat-
lichkeit, die erst zur Herausbildung von Drogenökono-
mien führt. IDEs wiederum generieren ein hohes Maß 
an Korruption und Gewalt, was fragile Staaten weiter 
schwächt. Bewaffnete Konflikte sind weder Folge noch 
Ursache von illegalen Märkten, sie teilen sich vielmehr 
die Ursachen mit ihnen. Entwicklungszusammenarbeit 
kann an diesen Symptomen ansetzen und mit den Part-
nerregierungen versuchen, sie einzudämmen.

Alternative Entwicklung im Kontext fragiler Staatlichkeit 
und illegalen Märkten sollte daher neben den Kom-
ponenten alternativer Güterproduktion auch immer 
Aspekte aus dem Bereich Governance mitdenken und 
mitbearbeiten. Rechtsstaats- und Polizeireform, Reform 
der öffentlichen Verwaltung, Prävention von Korruption 
und Gewalt sind sinnvolle Ergänzungen für ländliche 
Entwicklungsmaßnahmen in Drogenanbauregionen.90 
Gleichzeitig kann durch alternative Entwicklung die 
Abhängigkeit von Kleinbauern von der Drogenökonomie 
verringert werden und auf lokaler oder regionaler Ebene 
auch die Drogenproduktion.91

Repressive Strategien zur Angebotsreduzierung wie die 
Zerstörung der Drogenfelder und Unterbindung des 
Drogenhandels führten bislang zu keiner nachhaltigen 
Angebotsreduzierung. Zudem ist in der Vergangenheit 
die Legitimität von Regierungen häufig durch eine 
repressive Politik gegenüber Drogenbauern schwer 
beschädigt worden. Legitimität ist eine conditio sine qua 
non von funktionaler Staatlichkeit. Insbesondere in Kon-
fliktgebieten ist dieser Verlust fatal. 

90	  Helfrich (2009b): 365ff.

91	  GIZ (2011b): 3ff.

ter. Eine weitere Strategie ist die Diversifizierung der von 
dem Betrieb angebauten Nutzpflanzen. Dies schaffen 
jedoch nur Bauern, die ausreichend Land besitzen. Die 
letzte Bewältigungsstrategie ist die Migration, entweder 
vorübergehend oder dauerhaft.

Pächter, die als Angestellte auf Schlafmohnfeldern 
gearbeitet haben, und Bauern, die ihr Land und ihren 
Besitz verloren haben und aus verschiedenen Gründen 
nicht abwandern können, werden arbeitslos. Gruppen 
desillusionierter junger Männer ohne Arbeit stellen ein 
bereitwilliges Reservoir dar für private gewaltbereite 
Unternehmer, die sie für eigene Zwecke zu sozialen 
Unruhen und gewaltsamen Ausschreitungen anstiften 
wollen. Eine weitere ernste Konsequenz aus dem Verbot 
ist der Legitimitätsverlust auf Seiten der internationalen 
Gemeinschaft und des afghanischen Zentralstaats. 

Verbindungen zwischen der OPE und gewaltbereiten 
Unternehmern sowie Terroristen sind ein Argument für 
eine zügige Eindämmung der OPE. In der Realität jedoch 
scheint die Vernichtung von Anbauflächen den Kampf 
gegen die Aufständischen und die Stabilisierung des 
afghanischen Staates zu behindern. Denn anstatt an den 
ökonomischen Ursachen des Drogenanbaus anzusetzen, 
verprellen sie die Bevölkerung in den Anbaugebieten und 
verschaffen so lokalen Gegnern der Regierung Zulauf.88 

Dabei hängt eine erfolgreiche Eindämmung der OPE in 
Afghanistan gerade von einer Stabilisierung des Staates 
ab. Erst wenn der Staat ein Minimum seiner Kernfunkti-
onen erfüllt, z.B. das notwendige Maß an Sicherheit und 
Recht herstellt und soziale Grunddienste erfüllt, besteht 
die Aussicht auf einen Rückgang der OPE.89 

5.3 Schlussfolgerung

Vor dem Hintergrund der Analyse der Wechselwirkungen 
zwischen IDEs, Gewalt und Fragilität wird deutlich, dass 
eine isolierte Konzentration auf einen der drei Ansätze 1) 
Anbauzerstörung, 2) Bekämpfung des Drogenhandels 

88	  Felbab-Brown (2005): 56.

89	  Stepanova (2009): 55.
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tan, Bolivien und Peru erfolgreich durchgeführt. Ein 
entsprechendes Instrumentarium wurde hierfür von 
der GIZ entwickelt.92 Die GIZ hat zudem Prinzipien und 
Umsetzungsstandards zur nachhaltigen Gestaltung von 
alternativen Entwicklungsvorhaben in Drogenanbau-
regionen ausgearbeitet. Diese Prinzipien und Standards 
spiegeln die jahrzehntelange Erfahrung der deutschen 
und internationalen Entwicklungszusammenarbeit in 
Drogenanbauregionen wieder.93 

6.2 �Mehr Gewicht auf die Förderung von Good 
Governance legen und Resilienz stärken

Die Förderung von verantwortungsvoller Regierungs-
führung auf allen Ebenen der Gesellschaft spielt eine 
Schlüsselrolle beim Abbau staatlicher Fragilität. Stabi-
le und legitime Staatlichkeit ist langfristig der einzig 
erfolgversprechende Ansatz zur Eindämmung der 
illegalen Drogenproduktion. Die wichtigsten nationalen 
Good-Governance-Strategien zur Bekämpfung der IDE 
umfassen die Förderung von Recht und Justiz, Korrup-
tionsbekämpfung und Dezentralisierung. Grundvoraus-
setzung für die Bekämpfung krimineller IDE-Netzwerke 
ist ein funktionsfähiges Rechtssystem. Solange Gesetz-
losigkeit herrscht, können Profiteure der IDE in den von 
ihnen kontrollierten Gebieten den Anbau von Drogen 
erzwingen. Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit 
sind außerdem unverzichtbare Voraussetzungen für den 
Ausbau legaler Einkommensmöglichkeiten. Ebenfalls 
unentbehrlich ist Korruptionsbekämpfung: Solange 
staatliche Funktionäre an der IDE mitverdienen, können 
IDE nicht erfolgreich bekämpft werden, und der Staat 
verliert insgesamt weiter an Legitimität. Für Akteure 
der Entwicklungszusammenarbeit heißt das auch, dass 
besondere Sorgfalt bei der Auswahl der Partnerorganisa-
tionen notwendig ist.94

Dezentralisierung ist ein weiterer relevanter Aspekt guter 
Regierungsführung, denn zentralstaatliche Strukturen 
sind vor Ort meist nicht präsent und können in der Regel 
nicht angemessen auf spezifische lokale Gegebenheiten 
und Probleme reagieren. Bürger in entlegenen, haupt-
stadtfernen Gebieten fühlen sich vom Staat vernachlässigt 

92	  GIZ (2011b): 2ff.

93	  GIZ (2011a): 3ff.

94	  GIZ (2011a): 5; Helfrich (2009b): 370 ff.

Im Hinblick auf das Ziel, das Weltmarkt-Angebot an 
Drogen deutlich zu reduzieren, sind bisherige internatio-
nale Drogenkontrollstrategien weit hinter den gesetzten 
Zielen zurückgeblieben. 

Welche Empfehlungen lassen sich aus der Analyse der 
Zusammenhänge zwischen IDEs, Gewalt und Fragilität 
ableiten? Angesichts massiver ökonomischer Interessen 
und angesichts der Komplexität der Aufgabe, die Resili-
enz fragiler Staaten und Gesellschaften zu erhöhen, ist es 
gewiss, dass es weder schnelle noch einfache Lösungen 
gibt. Langer Atem und umfassende Ansätze sind gefor-
dert; kurze „Wirkungsketten“ im Sinne zeitnaher und 
wirkungsvoller Kausalzusammenhänge zwischen Maß-
nahmen und dem Eintreten beabsichtigter Wirkungen 
sind nicht zu erwarten. 

6.1 �Alternative Strategien  
zur Existenzsicherun�g fördern

In den Anbauländern sollte die internationale Drogen-
politik den Fokus auf die Förderung von Rahmenbedin-
gungen legen, unter denen der Anbau von Schlafmohn 
oder Koka nicht überlebensnotwendig ist. Der Schlaf-
mohn- und Kokaanbau von Kleinbauern ist eine Überle-
bensstrategie, dient jedoch nicht der Partizipation an den 
massiven Gewinnen der globalen Drogenökonomie. An-
bauzerstörungsmaßnahmen haben sich als nicht effektiv 
erwiesen, da die durch sie hervorgerufenen Balloneffekte 
den Anbau verlagern, inklusive der damit einhergehen-
den Umweltprobleme und Gewaltphänomene.

Die Förderung alternativer Einkommensmöglichkeiten 
zielt meist darauf ab, den Anbau illegaler Drogenpflan-
zen zurückzudrängen. Dabei sind isolierte Maßnahmen 
zur simplen Substitution des Drogenanbaus nicht erfolg-
versprechend. In ökonomischer Hinsicht sind Ansätze 
zum Aufbau von Wertschöpfungsketten notwendig. 
Das heißt, dass neben Maßnahmen zur Förderung des 
Anbaus alternativer Kulturen (z. B. Saatgutverteilung, 
Trainings zu Anbaumethoden etc.) auch die Transforma-
tion und Vermarktung gefördert werden sollten.  
Dies umfasst etwa die inzwischen übliche Förderung  
von Produzentenvereinigungen und Vermarktungsstra-
tegien für alternative Produkte. Bisher wurden Analysen 
zu diesem Thema im Rahmen von Baseline-Studien 
und Livelihood-Analysen durch die GIZ in Afghanis-

 6.	� Empfehlungen für die Entwicklungszusammenarbeit 
im Kontext von Drogenökonomien
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6.4 �Die Zusammenarbeit zwischen betroffenen  
Staaten und beteiligten Gebern verstärken

Stabile und nachhaltige Rahmenbedingungen kann die 
Staatengemeinschaft nur schaffen, wenn sie einen integ-
rierten Ansatz wählt, der alle relevanten Akteure einbin-
det: Betroffene Länder und ihre Regierungen, internati-
onale und multilaterale Organisationen, Organisationen 
der Entwicklungszusammenarbeit, Geberorganisationen, 
Nichtregierungsorganisationen sowie subnationale und 
lokale Akteure. Insellösungen haben in der Vergangen-
heit zwar die lokale Reduzierung des Drogenanbaus 
erreicht, aber gleichzeitig Verlagerungsprozesse in Nach-
barregionen oder Länder ausgelöst. Die Zusammenarbeit 
und Abstimmung mit Blick auf Strategien, Programme 
und Finanzierung zwischen betroffenen Regierungen 
und Gebern sollten verstärkt werden. Fragile Staatlich-
keit als zentrale Ursache für illegale Drogenökonomien 
kann nicht durch isolierte sicherheits- oder entwick-
lungspolitische Maßnahmen behoben werden, sondern 
bedarf eines konzertierten Ansatzes, der strategisch 
zwischen den Partnern abgestimmt werden sollte.

6.5 �EOD-Mainstreaming: Internationale Drogenpolitik 
verhandeln und lokale EZ-Projekte fördern 

Ausmaß und Art der Drogenproblematik machen einen 
multisektoralen und kohärenten Ansatz zwingend er-
forderlich. Die involvierten Akteure müssen gleichzeitig 
lokal denken und global handeln. Die Veränderung der 
internationalen Drogenpolitik im Rahmen der Verein-
ten Nationen ist dabei entwicklungspolitisch ebenso 
relevant wie die Aufarbeitung von lokalen lessons learnt 
aus Drogenanbau- und Handelsregionen. Einzelprojekte 
oder sektorale Ansätze sind nicht erfolgsversprechend. 
Daher sollte EOD nicht nur in Projekten der Alternati-
ven Entwicklung, sondern als Querschnittsaufgabe für 
Projekte und Programme der EZ in Ländern mit IDEs 
verankert werden. Dazu gehört zwingend die Klärung 
und Harmonisierung der von den relevanten Akteuren 
verfolgten Strategien. Ebenfalls dazu gehören Bemühun-
gen, den IDE-, Konflikt- und Gewaltkontext zu verstehen, 
um Projekte und Programme kontextspezifisch ausrich-
ten zu können.

Entwicklungsprojekte, die im Kontext von Drogen und 
Gewalt dem Prinzip des Do-no-harm-Ansatzes genügen 
und darüber hinaus auch ‚Gutes tun‘ (do good) wol-
len, müssen sicherstellen, dass sie über ausreichendes 
Wissen über die lokale Ausprägung der IDE und deren 
Wechselwirkung mit Gewalt und Konflikt verfügen. 
Nur so können sie konfliktsensibel umgesetzt werden. 

und sind das in vielen Entwicklungsländern auch. Der 
Zentralstaat lässt keinen Spielraum für lokale, zum Teil 
traditionelle Formen der gesellschaftlichen Organisation. 
Durch Dezentralisierung kann staatliche Präsenz auf länd-
liche Räume ausgedehnt, und lokale Strukturen können in 
die dezentralen Gremien integriert werden.

Gute Regierungsführung beinhaltet nicht nur funktio-
nierende politische Institutionen, den verantwortlichen 
Einsatz politischer Macht und die nachhaltige Verwal-
tung öffentlicher Ressourcen durch staatliche Stellen. Sie 
ist vor allem durch die Legitimität des Staates in den Au-
gen der Bevölkerung gekennzeichnet. Der Staat muss für 
einen gesellschaftlich akzeptablen Interessenausgleich 
sorgen und die wesentlichen Erwartungen der Bevölke-
rung an den Staat erfüllen. Zu guter Regierungsführung 
gehört neben Rechtsstaatlichkeit und Korruptionsbe-
kämpfung auch demokratische Beteiligung.

6.3 �Den Sicherheitssektor stärken und reformieren

Die Durchsetzung des legitimen staatlichen Gewaltmo-
nopols im Staatsgebiet ist unabdinglich für die Ein-
dämmung von Gewalt und Kriminalität. Daher müssen 
staatliche Sicherheitsorgane so ausgestattet und geschult 
werden, dass sie effektiv gegen gut ausgerüstete bewaff-
nete politische oder kriminelle Gruppierungen vorgehen 
können. 

Schließlich sollten Sicherheitskräfte dahingehend sen-
sibilisiert werden, dass sie Drogenbauern und Drogen-
abhängige nicht kriminalisieren, sondern als Opfer der 
IDE verstehen. Drogenbauern müssen als strategische 
Partner im Kampf gegen IDE anerkannt werden, ohne 
deren Mitwirken keine Eindämmung des Drogenanbaus 
erwirkt werden kann.

Sollen IDEs eingedämmt werden, so müssen Akteure 
des Sicherheits- und des Entwicklungssektors in einem 
multisektoralen Ansatz zusammenarbeiten.95 Drogen-
kontrollstrategien sollten sich an entwicklungsorientier-
ter Drogenpolitik orientieren und mit ihr Hand in Hand 
gehen. Dabei muss EOD jedoch in einem auf Rechtsstaat-
lichkeit aufbauenden Sicherheitsumfeld fest verankert 
sein. Maßnahmen zur Unterbindung des Drogenhandels, 
gegen Geldwäsche und die Strafverfolgung von Akteu-
ren, die von der IDE profitieren, sollten ausgeweitet und 
umfassend umgesetzt werden.

95	  Zur Nutzung von Synergien in den Bereichen Sicherheits
sektorreform und der Bekämpfung von bewaffneter Gewalt  
vgl. auch OECD (2011). 
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lungsmöglichkeiten für Drogenbauern abzielen. Jedes 
Projekt im Kontext von Drogen, Konflikt und Gewalt 
sollte Wirkungen dieses Kontextes auf den Projekterfolg 
antizipieren und auch die eigenen Wirkungen auf den 
Kontext überprüfen. 

Analysen können die beteiligten Entwicklungsakteu-
re sensibilisieren. Selbstredend ist ein Wissen um die 
Zusammenhänge zwischen IDE, Konflikt und Gewalt 
nicht nur für solche Projekte relevant, die im Rahmen 
von Drogenpolitiken etwa auf alternative Entwick-
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